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Zukunft für Deutschland
•taif dem Weg zur sozialen Einheit
Norbert Blüm

Ein gemeinsames Deutschland darf nicht nur eine Wirtschafts- und Währungsunion
umfassen. Es muß auch eine gemeinsame Sozialordnung haben. Unsere Aufgabe lautet, den
einigen Sozialstaat Deutschland zu schaffen. Denn sozialer Friede ist unverzichtbare
Rahmenbedingung für wirtschaftlichen Erfolg, soziale Sicherheit unverzichtbare Vorausset-
zung dafür, daß die Einheit zum Gewinn für alle wird.

Zunächst müssen wir die dringendsten
sozialen Probleme lösen, damit die Men-
schen in ihrer Heimat eine Zukunft sehen.
Dazu gehört, die Kaufkraft der Löhne und
Renten zu sichern, Arbeitslosen einen an-
gemessenen Ausgleich sowie berufliche
Qualifikation zu geben, die Fürsorge durch
ein System der Sozialhilfe zu ersetzen zur
Sicherung der Existenz.

Vir bieten dazu konkrete personelle und
i,.öanisatorische Hilfen an. Und wir bieten
eine Anschubfinanzierung an für die neu zu
gestaltenden beitragsfinanzierten sozialen
Sicherungssysteme der Arbeitslosen- und
Rentenversicherung. Um die zur Verbesse-
rung der Gesundheitsversorgung in der
DDR bereits in Angriff genommenen Hil-
fen zu intensivieren, haben wir darüber
hinaus bereits Mittel für moderne Geräte
und Ausstattungen von über 300 Mio. DM
im Haushalt 1990 bereitgestellt; sie sollen
im Nachtragshaushalt auf fast l Mrd. DM
aufgestockt werden.

Prozeß des wirtschaftlichen
Strukturwandels sozial abfedern

Seit Anfang Januar verhandeln wir über
konkrete Schritte und Hilfen zum Aufbau
einer Arbeitsverwaltung. Unser Angebot:
Enge Kooperation, institutionelle und per-
sonelle Unterstützungs- und Finanzie-
rungshilfen. Wir schlagen vor, in drei
Schritten 1. eine finanzielle Absicherung
bei Arbeitslosigkeit, 2. ein Qualifikations-
und Vermittlungssystem nach dem Motto

„Arbeit geht vor Leistung bei Arbeitslosig-
keit" und 3. zeitgleich mit dem zweiten
Schritt die Beitragsfinanzierung der Ar-
beitslosenversicherung einzuführen. Den
ersten Schritt hat die DDR vor kurzem
vollzogen. Die beiden anderen müssen zu-
sammen mit umfassenden Wirtschaftsre-
formen bald folgen. Es geht darum, rasch
neue Arbeitsplätze zu schaffen und den
Prozeß des wirtschaftlichen Strukturwan-
dels sozial abzufedern.

Wir verhandeln darüber hinaus über eine
Angleichung der sehr unterschiedlichen
Rentensysteme. Dabei schlagen wir vor,
den bewährten Prinzipien unserer Renten-
versicherung auch in der DDR auch Gel-
tung zu verschaffen:

Bundesminister Dr. Norbert Blüm: Konkrete
personelle und organisatorische Hilfen anbieten.

Liebe Leser,

als Tausende aus der DDR den Grenz-
zaun zwischen Ungarn und Österreich
durchbrachen, als andere über den
Zaun der deutschen Botschaft in Prag
kletterten, da wollten sie frei sein.

Als Hunderttausende nach der Öff-
nung der Mauer hin und her über die
plötzlich unwichtig gewordene Grenze
gingen, da wollten sie Freiheit erleben,
nachdem sie Jahrzehnte der Unfreiheit
erlitten hatten. Sie zeigten aller Welt,
daß die Deutschen ein Volk sind, das
auf Dauer nicht getrennt sein kann.

Nun geht es darum, in der DDR eine
neue Ordnung der Freiheit zu schaf-
fen; es geht um eine Ordnung für die
wiedergewonnene Einheit in der Ge-
meinschaft Europas.

Christen fragen nun nach dem rechten
Verständnis von Freiheit und Einheit
undihren Ordnungen. Darüberwollen
wir auf unserer Bundestagung in Wup-
pertal nachdenken.

Albrecht Martin
Bundesvorsitzender des
Evangelischen Arbeitskreises der CDU/CSU
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• Lohn- und Beitragsbezogen-
heit der Renten,

• Anbindung an Löhne und
Gehälter (Dynamisierung),

• Lebensstandardsicherung.

Rente muß auch in der DDR
zum Alterslohn für Lebens-Bei-
trags-Leistung werden und im
Alter den Lebensstandard si-
chern. Dabei lassen wir uns von
der Überlegung leiten, daß die
laufenden Renten in der DDR
in demselben Verhältnis wie die
Arbeitsverdienste auf DM um-
gestellt werden. Diese umge-
stellten Renten könnten zur so-
zialen Abfederung der zu erwar-
tenden Preisveränderungen an-
gehoben werden. Das würde zu-
gleich die Bereitschaft der Rent-
ner stärken, in der DDR zu
bleiben. Richtschnur für diese
Erhöhung könnte bei einem
Rentner mit 45 Versicherungs-
jahren ein Rentenniveau von
70 % des Nettoarbeitsverdien-
stes eines vergleichbaren Akti-
ven in der DDR sein.

Die so erhöhten Renten müß-
ten wie bei uns an die Entwick-
lung der verfügbaren Arbeit-
nehmerverdienste angebunden
werden. Ich bin davon über-
zeugt, daß die Renten bei ein-
führung der sozialen Marktwirt-
schaft in der DDR kräftig stei-
gen werden: durch die Leistung
der erwerbstätigen Generation,
durch eine vom Staat unabhän-
gige, beitragsfinanzierte Ren-
tenversicherung mit Renten, die
eigentumsähnlich geschützt
sind.

Perspektiven und Chancen

Zur sozialen Marktwirtschaft
und zur sozialen Einheit gehört
darüber hinaus, daß umgehend
die nötigen Rahmenbedingun-
gen geschaffen werden auch für
unabhängige Gewerkschaften
und Arbeitgeberverbände, für
Mitbestimmung und Betriebs-
räte, für die Einführung eines
umfassenden Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzes sowie für den
Aufbau einer Arbeits- und So-
zialgerichtsbarkeit mit unab-
hängigen Berufs- und ehrenamt-
lichen Richtern.

Ich sehe zv/ei zusätzliche
Chancen:

1. Jetzt ist in der DDR die
Stunde für eine breite Vermö-
gensbeteiligung in Arbeitneh-
merhand. Der einfachste Weg

hierzu ist - wie vom Sachver-
ständigenrat in seinem Sonder-
gutachten vorgeschlagen - die
Umwandlung der Staatsbetriebe
in Kapitalgesellschaften, deren
Anteil die Arbeitnehmer unab-
hängig von der Betriebszugehö-
rigkeit erwerben können.

2. Außerdem sehe ich die
Stunde gekommen, um aus un-
seren Landsleuten ein Volk von
Wohnungseigentümern zu ma-
chen. „Eigentum macht frei" -
diese Weisheit des Volksmunds
könnte großen Segen bringen.
Unsere Landsleute sollten ge-
koppelt mit der Währungsunion
gegen einen angemessenen Preis
ihre Wohnungen als Eigentum
erwerben können. Das würde
einen enormen Grundstock so-
zialer Sicherheit schaffen. Die
neuen Eigentümer könnten neu
zu gründende Umlagen- und
Renovierungsfonds selbst ver-
walten.

Niemand in der DDR braucht
Angst zu haben! Die Chancen
unserer Landsleute und unsere
Chancen sind zehnmal größer
als die Risiken, wenn alle tat-
kräftig anpacken und wenn wir
gezielt Hilfe zur Selbsthilfe lei-
sten. Die durch die Einheit zu
erreichenden Synergieeffekte
werden unser eigenes Vaterland
sehr bald zu einem blühenden
Gemeinschaftsunternehmen
machen, das allen Beteiligten
Wohlstand, hohe soziale Sicher-
heit und einen wirksamen
Schutz unserer natürlichen Le-
bensbedingungen bringen wird.
Das ist die Perspektive. Dafür
lohnt es sich, sich einzusetzen.

Familienunterstützende Einrichtungen
- eine kommunalpolitische Aufgabe -

Bürgerinitiative
„Wiederaufbau der

Dresdner Frauenkirche"

45 Jahre nach ihrer Zer-
störung ist auch für uns die
Zeit herangereift, die
Frauenkirche als einen ver-
pflichtenden Besitz der eu-
ropäischen Kultur wieder-
erstehen zu lassen.

Darum rufen wir aus Dres-
den um Hilfe.

Spendenkonto 38888
Dresdner Bank
Frankfurt/Main
BLZ 50080000

Ursula Mäniüe

„Familie" wird zur Zeit groß
plakatiert. Kinder bringen - so
ein Slogan - mehr Freude ins
Leben. An Werbung für die Fa-
milie fehlt es keineswegs. Auch
die neuesten Umfragedaten si-
gnalisieren: „Familie" genießt
auf der Wunschliste der jünge-
ren Generation einen Spitzen-
platz. Also: Hochkonjunktur
für die Familien?

Ein kurzer Blick in das Stati-
stische Jahrbuch 1989 dämpft
die euphorische Stimmung. Für
das Jahr 1988 werden ausgewie-
sen: 23,4 Mio. Familien *, davon
12,9 Mio. ohne Kinder. Etwas
weniger als die Hälfte - 6,3 Mio.
- stellen die kinderlosen Ehe-
paare dar. Das Gros der Fami-
lien mit Kindern (10,4 Mio.)
bilden die „Ein-Kind-Familien"
(5,4 Mio.); in nur 304000 Fami-
lien leben dagegen vier oder
mehr Kinder. 1,9 Mio sind Fa-
milien mit alleinstehenden Be-
zugspersonen, die überwie-
gende Zahl (l ,6) mit weiblichen.

Sozio-ökonomische Rahmen-
bedingungen der Familie

Schon die wenigen statisti-
schen Angaben zeigen, daß es
notwendig ist, von Familie stets
im Plural zu sprechen. Auch die
Geschichte der Familie und die
sozio-ökonomischen Rahmen-
bedingungen müssen bedacht
werden:

Die Funktionen und Struktu-
ren von Familien haben sich im
Zuge der Industrialisierung, ins-
besondere aufgrund der Tren-
nung von privater und öffent-
lich-wirtschaftlicher Sphäre
grundlegend gewandelt. Demo-
graphische Veränderungen und
Verschiebungen im gesellschaft-
lichen Bewußtsein, vorwiegend
hinsichtlich der Rollenerwar-
tungen von Frauen, beeinflus-
sen erheblich das Innenleben
von Familien und deren Bezie-
hungen zur Außenwelt.

Familien sind vielschichtige,
sich wandelnde soziale Gebilde
mit unterschiedlicher Binnen-
struktur und Problemlage. Eine
- wenn auch nur rhetorische -
Homogenisierung verbietet
sich. Mehr denn je zeichnen

Form- und Problemvielfalt die
Situation von Familien aus, auf
die Familienpolitik reagieren
muß und soll, wollen die Verant-
wortlichen dem grundgesetz-
lichen Gebot (Art. 6 GG) ge-
recht werden.

Prof. Ursula Männle: „Den
Worten müssen endlich Taten
folgen".

Die Frage nach den Inhalten
staatlicher Familienpolitik ist
nicht leicht zu beantworten: Fa-
milienpolitik ist keine Ressort-
politik. Die Adressaten sind von
Entscheidungen fast aller F
sorts direkt oder indirekt beti J
fen. Durch die Wirtschafts-,
Steuer- und Sozialpolitik i. e. S.
werden wichtige Daten für das
materielle Wohlergehen von Fa-
milien gesetzt; bei der Arbeits-
marktpolitik geht es um die Exi-
stenzsicherung unserer Fami-
lien, aber auch um die Frage
nach der Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf. Hier über-
schneiden sich überaus deutlich
Frauen- und Familienpolitik.
Umwelt-, Verkehrs-, Woh-
nungs- und Städtebaupolitik be-
einflussen in erheblichem Maße
die Lebenssituation und -quali-
tät der Familien und somit indi-
rekt deren Leistungskraft.

Familienpolitik ist ein tragen-
der Pfeiler einer umfassenden
Gesellschaftspolitik. Eine Res-
sort- bzw. Ausschußzuordnung
kann daher nur bedeuten: Insti-
tutionalisierung der Stimme der
Familie.
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Politiker und Parlamentarier,
die sich als „Fachleute" für die
„Familie" ausweisen wollen,
müssen in allen Bereichen als
Anwälte für die Familien auftre-
ten, und zwar durch ständige
Überprüfung und Kontrolle der
politischen Maßnahmen unter
dem Aspekt ihrer Auswirkun-
gen für die Familien, durch Initi-
ierung wichtiger politischer und
gesetzgeberischer Vorlagen so-
wie Aufklärungsarbeit und Be-
wußtseinsbildung. Mit der „All-
gegenwart" der Familienpolitik
auf der horizontalen Ebene (Fa-
milienpolitik als ressortüber-
greifendes Politikfeld, als Quer-
schnittspolitik) muß aber auch
eine „Allgegenwart" auf der
vertikalen Ebene (Bund, Land,
Kommune) einhergehen.

:_..flce der bürgernahen Politik

. So wichtig finanzielle Leistun-
gen des Bundes - wie Erzie-
hungsgeld, Erziehungsurlaub,
Anerkennung von Kindererzie-
hungszeiten in der Rentenversi-
cherung, Erhöhung des Kinder-
geldes und des Kinderfreibetra-
ges, Baukindergeld usw. - sind,
so unabdingbar ist eine lebens-
nah gestaltete ideelle und mate-
rielle Unterstützung auf der
Kommunalebene. Die kleinste
soziale Einheit bedarf der ver-
stärkten Hilfe seitens der klein-
sten politischen Einheiten, wie
Gemeinde- und Kreisparla-
mente. Hier bietet sich die
Chance, den schon fast inflatio-
när gebrauchten Begriff der
, Vhernahen Politik" mit Le-
bfci'i'zu füllen, ja eine neue Form
von Betroffenendemokratie auf
kommunaler und regionaler
Ebene zu entwickeln.

Dies verlangt von den Fami-
lien eine deutlichere Vertretung
ihrer Interessen, organisiertes
Handeln, ein nach außen doku-
mentiertes „Wir-Gefühl", ge-
zieltes und öffentlich vernehm-
bares Lobbying, ohne welches
sich in der Politik oft wenig
bewegt. Die politisch Verant-
wortlichen in den Kommunen
müssen umdenken, Familie
auch als Ganzes sehen, nicht nur
eine an den in den Familien
lebenden Individuen ausgerich-
tete Politik - z. B. Jugend- und
Seniorenpolitik - betreiben,
sondern diese spezifischen Poli-
tikbereiche auch unter dem Ge-
sichtspunkt der Konsequenzen
für die familiäre Lebenssitua-
tion reflektieren und koordi-
nieren.

Foto: Franz E. Möller

Institutionalisierung von
Mitwirkungsrechten der
„Familie"

Ein wichtiger Schritt zur kon-
zeptionellen Entwicklung einer
familiengerechten Politik ist die
Institutionalisierung von Mit-
wirkungsrechten „der Familie"
in politisch-parlamentarischen
Entscheidungsprozesscn, z.B.
in Form eines Familienbeirats.

Als Arbeitsgrundlage sollte
eine umfassende Bestandsauf-
nahme vorgenommen werden,
z. B. ein Bericht über die Situa-
tion von Familien mit einer
Kurzbeschreibung der Familien-
strukturen, der finanziellen
Lage, der Wohnsituation, der
besonderen Belastungspro-
bleine (z. B. Pflegebedürftige,
Kranke, Behinderte in den Fa-
milien) erstellt werden. Ferner
sollte als Ausgangspunkt für
künftige Programmplanung und
als Übersicht für die Familien
eine Zusammenstellung der
z. Z. angebotenen Hilfen und
Einrichtungen für die Familien
aufgenommen werden, die auch
die Bundes- und Landeshilfen
einschließt.

Die Stadt Münster hat hier
durch ihren umfangreichen Fa-
milienreport Beispielhaftes und
Nachahmenswertes geleistet.
Dies trägt wesentlich dazu bei,
die politische Prioritätenliste in
den Kommunen neu zu über-
denken. Was genießt Vorrang:
der neue Sportplatz, Repräsen-
tationsbauten oder Kindergär-
ten, Jugend- und Mütterzent-
ren, Familienfreizeitstätten?

Welche familienpolitischen
Initiativen können die Kommu-
nen entwickeln? Dazu nur
einige Beispiele:

1. Familienpässe z. B. für Fami-
lien mit einem oder mehreren
Kindern und für Alleinerzie-
hende, welche die Betroffenen
zu Vergünstigungen bei Preisen
für kommunale Angebote und
Dienstleistungen - kulturelle
Einrichtungen, Veranstaltun-
gen der kommunalen Träger,
Vereine usw. - berechtigen. Ins-
besondere in ländlichen Gebie-
ten mit geringer Infrastruktur
wäre ein Verbundsystem, d.h.
wechselseitge Anerkennung der
Familienpässe der einzelnen
Gemeinden, wünschenswert.

2. Ausbau einer familienge-
" rechten Infrastruktur. Insbeson-
dere in den letzten Monaten ist
ein heftiger Streit über die Fra-
ge nach ausreichenden Angebo-
ten familienunterstützender und
-ergänzender Kinderbetreu-
ungsmöglichkeiten, wie Kinder-
krippen, Kindergärten und Kin-
dertagesstätten, entfacht. In die
Schlagzeilen geriet das Tau-
ziehen zwischen Bonn und den
Bundesländern hinsichtlich des
im Referentenentwurf für ein
neues Jugendhilfegesetz vorge-
sehenen Rechtsanspruchs auf ei-
nen Kindergartenplatz für alle
Drei- bis Sechsjährigen.

Das negative Votum einiger
Bundesländer führte schließlich
- leider - zu einer erheblichen
Modifikation, zu einer Soll-Vor-
schrift an die Adresse der Län-
der. Angesichts der steigenden
Zahl von Alleinerziehenden,
von „Ein-Kind-Familien", von
erwerbstätigen Müttern mit
Kleinkindern ist im Interesse
der betroffenen Erziehungsbe-
rechtigten, aber auch im Inter-
esse der Kinder (soziale Kon-
takte, Einübung solidarischen
Verhaltens) staatliches Handeln
auf der Kommunalebene not-
wendiger denn je. Den unter-
schiedlichen Lebens- und Be-
dürfnissituationen von Familien
muß durch eine Pluralität von
Angeboten Rechnung getragen
werden: Krabbelstuben, Kin-
dergärten mit flexiblen Öff-
nungszeiten, Tageseinrichtun-
gen, Angebote der Schulen für
die unterrichtsfreie Zeit, Förde-
rung von Elternselbsthilfegrup-
pen usw.

Nachbarschaft - ein fast schon
nostalgisch gefärbtes Wort, viel-
fach als historisches Erinne-
rungsstück gehandelt - muß re-
aktiviert und rekultiviert wer-
den. Kleine soziale Netze könn-
ten entstehen, Hilfen über die
engen Grenzen der Familien
hinaus, „organisiertes" solidar-
isches Leben vor Ort.

3. Aufbau und Erweiterung the-
menspezifischer Beratungsstel-
len für Familien, die stärker pro-
blempräventiv ausgerichtet sein
sollten, und zwar in den Berei-
chen Erziehung, Gesundheit,
insbesondere Drogenkonsum,
Verbraucherfragen, Schulden
usw.

4. Die demographischen Verän-
derungen in unserer Gesell-
schaft, die zunehmende Zahl äl-
terer Mitbürger und Mitbürge-
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rinnen, haben auch einen Be-
wußtseinswandel bezüglich der
Notwendigkeit und Bedeutung
von Familien ausgelöst. Krankt
unsere Gesellschaft an der Fixie-
rung auf die außerhäusliche (Er-
werbs-)Arbeitswelt? Bedenken
wir die sozialen Folgekosten ei-
ner DeStabilisierung oder gar
Auflösung von „Familie" als ei-
nes auf Solidarität aufgebauten
Lebensverbandes?

Die Leistung von Familien,
und hier insbesondere von
Frauen, die ältere, kranke und
behinderte Menschen pflegen
und betreuen, wird oft ver-
kannt. Ambulante Pflegedien-
ste, aber auch Besuchs- und Be-
treuungsdienste der Mitbürger
könnten wesentliche Erleichte-
rungen für die Betroffenen bie-
ten.

5. Mehr qualifizierte Teil-
arbeitsplätze für Frauen und
Männer - die Kommunen als
Arbeitgeber!

Viele Frauen müssen sich im-
mer noch für das „Entweder-
Oder" entscheiden, unfreiwillig
die Gefahren einer möglichen
beruflichen Einbahnstraße in
Kauf nehmen, wenn sie nicht auf
Familie und Kinder verzichten
möchten. Der Ruf nach Teilzeit-
arbeit wird immer lauter, und
zwar nach qualifizierten Teil-
zeitarbeitsplätzen. Trotz zahl-
reicher Untersuchungen, die die
Teilbarkeit von Aufgaben auch
in Führungspositionen belegen,
sträuben sich viele Arbeitgeber
mit dem (fadenscheinigen) Ar-
gument „nicht durchführbar".

Die Kommunen könnten hier
wichtige Vorbildfunktion über-
nehmen. Warum wagt es nur
eine kleine Minderheit, die Stel-
lenausschreibungen mit dem
ausdrücklichen Hinweis „die
Stelle ist teilbar" zu versehen?

Wende in der kommunalen
Familienpolitik?

Die wenigen Beispiele geben
nur einen winzigen Ausschnitt
aus dem Mosaik von familienpo-
litischen Maßnahmen der Kom-
munen wieder. Das Bundesmi-
nisterium für Jugend, Familie,
Frauen und Gesundheit, wel-
ches irn Februar 1989 eine Ta-
gung „Initiativen für Familien in
Stadt und Land - Möglichkeiten
örtlicher und regionaler Fami-/

lienpolitik" durchführte, an die
sich eine Reihe von Workshops

zu Themen wie Vereinbarkeit
von Familie und Beruf, wirt-
schaftliche Entlastung von Fa-
milien, familiengerechtes Woh-
nen, familienfreundliche Wohn-
umgebung, Gesundheitsvor-
sorge, Fragen der Bildung und
Beratung anschloß, wird im
Herbst d. J. ein Handbuch fami-
lienpolitischer Initiativen vor
stellen. Der Start für eine

Wende in der kommunalen Fa-
milienpolitik? An Anregungen
fehlt es nicht. Den Worten müs-
sen aber endlich Taten folgen.

Familie: Familien sind Ehepaare
bzw. alleinstehende Väter oder
Mütter, die mit ihren ledigen Kin-
dern zusammenleben (Zweigene-
rationenfamilie) in der Familien-
statistik wird von einem idealty-
pisch abgegrenzten Familien-

zyklus ausgegangen, das bedeu-
. tet, daß als Familie auch Ehepaare

vor der Geburt eines Kindes gel-
ten.

Anm.:

Prof. Ursula Männle MdB ist stell-
vertretende Vorsitzende des Bun-
destagsausschusses Jugend, Familie,
Frauen und Gesundheit und Vorsit-
zende der Gruppe der Frauen der
CDU/CSU Bundestagsfraktion.

Mißbrauch von Kindern -
Aufklärungsmöglichkeiten und Schutzmaßnahmen
Anton Pfeifer

Der erste Ort, an dem Kinder
Geborgenheit, Schutz, mit-
mensculiclie Begegnung, Hilfe
und Erfüllung grundlegender
Lebensbedürfnisse suchen und
finden, ist die Familie. Es
kommt aber auch immer wieder
vor, daß in unserer Gesellschaft
Familien in Konflikte oder auch
in Krisen geraten können, deren
Bewältigung die Eigenkräfte
übersteigen.

Solche Überforderungssitua-
tionen führen leider je nach Pro-
blemkonstellationen immer wie-
der auch zu außergewöhnlichen
Reaktionen bis hin zur Vernach-
lässigung von Kindern, Fehl ver-
halten gegenüber Kindern oder
Mißhandlungen von Kindern.
Immer wieder werden wir mit
Berichten konfrontiert, die dar-
stellen, wie Eltern sich zu Ge-
walttaten hinreißen lassen, weil
sie mit ihrem eigenen Leben
wegen massiver Berufs-, Part-
ner- und Selbstwertprobleme
nicht zurechtkommen.

Besonders gravierend dabei
sind Berichte über Mißhandlung
von Kindern durch körperliche
Gewalt, seelisches Quälen oder
Demütigen, durch Vernachläs-
sigung oder Ablehnung oder
durch sexuelle Handlungen an
Kindern von Erwachsenen. In
allen diesen Fällen erlebt das
Kind, das in seiner Beziehung zu
den Eltern, zu seinen Erziehern
und zu den Erwachsenen Zunei-
gung, Schutz, Trost, Ermuti-
gung und Rückhalt erwartet, das
Gegenteil, nämlich, daß es be-
droht ', angegriffen und verletzt
wird. Es kann sich wegen der
Übermacht der Erwachsenen
nicht verteidigen oder weglau-
fen. Es will aber auch seine
Bindung an die Eltern nicht ver-
lieren.

Maßnahmen zur Verminderung
von Konflikten in der Familie

Solcher „Gewalt gegen Kin-
der" müssen wir mit einer Reihe
unterschiedlicher Maßnahmen
wirksam begegnen.

Eine zunehmende Sensibili-
sierung gegenüber Gewalttätig-
keiten in der letzten Zeit hat den
positiven Effekt, daß die Ver-
hinderung von Gewalt in der
Familie zunehmend als Aufgabe
erkannt wird. - Das gilt auch Mi-
die Politik!

Anton Pfeifer, Parlamentarischer
Staatssekretär: Sensibilisierung der
Öffentlichkeit durch Aufklärung ist
nötig.

Jeder Beitrag zur Entlastung
und Unterstützung von Familien
ist auch ein Beitrag zur Vermin-
derung von Konflikten in der
Familie als auslösendes Moment
für Gewalt gegen Kinder. Des-
halb ist Ziel politischen Han-
delns, Familien so zu stützen, zu
stärken und zu fördern, daß sie
in die Lage versetzt werden, -
wo nötig - mit fachlicher Bera-

tung und Hilfe, Probleme aus
eigener Kraft zu bewältigen.

lNeben den familienpo,-
sehen Verbesserungen beim
Kindergeld, Kindergeldzu-
schlag, Erziehungsgeld und Er-
ziehungsurlaub, bei den Steuer-
freibeträgen, in der Sozialhilfe,
bei der Wohnungsförderung
usw. zielen auch die Aktionen
des Bundesministeriums für Ju-
gend, Familie, Frauen und Ge-
sundheit „Mit Kindern leben"
und „Kinder machen Freude
und bereichern das Leben" auf
positive Veränderungen von
Einstellungen zu Familien mit
Kindern. Gezielte Öffentlich-
keitsarbeit und Aufklärung über
Mißhandlungen und Vernach-
lässigungen sollen die Mitwelt
der betroffenen Kinder auf-
merksam machen und für Hilfs-
möglichkeiten sensibilisieren.
Ganz entscheidend ist aber ^ h
Förderung von KinderschutzL-
beit in Kommunen, Ländern
und Bund.

Verbesserung der Prävention

Im Rahmen seiner Förde-
rungskompetenz fördert der
Bund Modellprojekte unter-
schiedlicher Träger, um die Vor-
aussetzungen für Prävention
und Hilfe zu verbessern. Dabei
geht es z. B. um die Entwicklung
und Erprobung differenzierter,
den jeweiligen Überforderungs-
situationen angemessener Hilfe-
konzepte und um die Qualifizie-
rung der Fachkräfte und Laien-
helfer.

Das Bundesministerium für
Jugend, Familie, Frauen und
Gesundheit hat von 1983-1989
allein für Modellmaßnahmen im
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Zusammenhang mit Gewalt ge-
gen Kinder 6 Mio DM ausgege-
ben und wird 1990 1,2 Mio DM
für Projekte in diesem Bereich
zur Verfügung stellen. Darüber
hinaus wird 1990 ein internatio-
naler Kongreß in Hamburg mit-
gefördert, der durch den Erfah-
rungsaustausch über die ver-
schiedenen Konzeptionen der
Länder und Forschungsergeb-
nisse der Wissenschaft zur Ver-
besserung der Prävention und
Behandlung von Kindern beitra-
gen will, die von Mißhandlung
betroffen waren.

Weiterhin gibt es inzwischen
auf der örtlichen Ebene ein breit
gefächertes Netzwerk an allge-
meinen und speziellen Hilfen
öffentlicher und freier Träger,
z. B. Kinderschutzzentren, ärzt-
!' ^ Beratungsstellen, Kinder-
n^i'- oder Sorgentelefon, Kin-
der- und Jugendschutzstellen,
Mädchenhäuscr, Zufluchtsstät-
ten, Sozialpädagogischc Fami-
lienhilfe, Ehe-, Familien- und
Lebensberatungsstellen usw.,
die es weiter auszubauen gilt.

Auch die Reform des Kinder-
und Jugcndhilfegesetzes geht
von dem Leitgedanken „Prä-
vention vor Rehabilitation" aus.
Ein Hauptziel des neuen Kin-
der- und Jugendhilfegesetzes ist
es, die Erziehungskraft der Fa-
milie zu stärken. Daneben ist ein
breit gefächeltes Hilfespcktrum
für Kinder und Jugendliche, ins-
besondere für ihre Entfaltung zu
eigenverantwortlichen Persön-
lichkeiten vorgesehen.

&
' -iiir Verbesserung des Kindcr-
schutzes und der Qualifizierung
der Hilfen sind insbesondere
notwendig:

1. Die Verbesserung der Rah-
menbedingungen für Fami-
lien durch familienpolitische
Leistungen, Bildungsange-
bote für Eltern, mehr Kin-
dcrbetreuungsmöglichkei-
ten, Ausbau des Beratungs-
angebotes für Kinder als Ent-
lastung für Eltern und durch
die Vorbereitung junger
Menschen auf Ehe und Fami-
lie, in Schule und Jugendar-
beit.

2. Die Sensibilisierung der Öf-
fentlichkeit durch Aufklä-

4. Die quantitative und qua-
litative Verbesserung der
Aus-, Fort- und Weiterbil-
dung der Fachkräfte.

5. Die Krisenberatung und Un-
terstützung von Familien
durch Trennungs- und Schei-
dungsberatung sowie durch
Schwangerschaftskonfliktbe-
ratung und Hilfe für schwan-
gere Frauen in Not.

Ausblick

Genauso wichtig ist die Hilfe
für Kinder und ihre Familien.
Dabei stehen im Vordergrund
sozialpädagogische Familicnhil-
fen, entsprechende Beratung
unter Einschluß von ärztlichen
Beratungsstellen. Denkbar sind
mehr Kinderschutzhäuser sowie
Einrichtungen der Therapie für
Kinder und der Therapie für
Eltern, sowohl stationär als auch
ambulant in Einzel- oder Grup-
penärbeit. Bewährt haben sich
Mutter-Kind-Einrichtungen
und Frauenhäuser, Selbsthilfe-
gruppen und Familien-Auf-
nahrne-Einrichtungen mit heil-
pädagogischen und therapeuti-
schen Hilfen.

Die Gerechtigkeit in der Welt, und
wie können wir sie verwirklichen?
Wolfgang Schäuble

Die Frage, wie wir die Gerechtigkeit heute in der Welt verwirklichen
können, ist die Frage nach den großen Herausforderungen unserer
Zeit: Nach Gerechtigkeit, Frieden, Bewahrung der Schöpfung. Das
sind nicht nur die Themen der Stuttgarter Erklärung. „Die Schöp-
fung bewahren, die Zukunft gewinnen": Das war auch die Über-
schrift der Regierungserklärung von Bundeskanzler Helmut Kohl im
März 1987.

Der Wahlspruch der Französi-
schen Revolution hieß „Liberte,
Egalite, Fraternite", „Freiheit,
Gleichheit, Brüderlichkeit".
Wir sprechen in der CDU in
unserem Grundsatzprogramm
von Freiheit, Solidarität und
Gerechtigkeit.

Wir setzen Gleichheit aus der
Französischen Revolution
gleich mit Gerechtigkeit. Ich
glaube, es bedarf des Gleichge-
wichtes innerhalb der Trias von
Freiheit, von Gerechtigkeit und
Brüderlichkeit, die wir jetzt So-
lidarität nennen. Aber es bedarf
eines Maßstabes, um zu bestim-
men, wie dieses Gleichgewicht
hergestellt werden kann. Diesen

§16
Beratung in Fragen der Partnerschaft, Trennung

und Scheidung

(1) Müttern und Vätern soll im Rahmen der lugendhilfe
Beratung in Fragen der Partnerschaft angeboten werden,
wenn sie für ein Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen
haben oder tatsächlich sorgen. Die Beratung soll

1. sie befähigen, Spannungen und Krisen in der Familie zu
bewältigen,

2. helfen, im Falle der Trennung die Bedingungen für eine
dem Wohl des Kindes oder des Jugendlichen förder-
liche Wahrnehmung der Elternverantwortung zu er-
arbeiten .

(2) Im Falle der Trennung sollen Eltern bei der Entwick-
lung eines einvernehmlichen Konzepts für die Wahrneh-
mung der elterlichen Sorge unterstützt werden, das als
Grundlage für die richterliche Entscheidung über das
Sorgerecht nach der Trennung und Scheidung dient.
(aus: Gesetzentwurf der Bundesregierung [1. 12. 1,989] zur Neuordnung
des Kinder- und Jugendhilferechts)

Über mögliche Maßnahmen
in konkreten Situationen sollte
jedoch nie vergessen werden,
daß eine insgesamt familienent-
lastende gesellschaftliche Situa-
tion die beste Prophylaxe zur
Vermeidung von Gewalt in Fa-
milien ist.

3. Der Ausbau des Helfer-
systems auf der kommunalen
Ebene.

Anm.:
Anton Pfeifer MdB ist Parlamenta-
rischer Staatssekretär beim Bundes-
minister für Jugend, Familie,
Frauen und Gesundheit. .

Maßstab braucht jede freiheit-
liche Verfassung. Denn Freiheit
und eine freiheitliche Ordnung
funktionieren auf Dauer nicht
von allein. Sie wollen gepflegt
sein, und wenn das nicht ge-
schieht, geraten sie in die Ge-
fahr zu verkommen.

Ich glaube, wir brauchen un-
ser christliches Menschenbild,
um Antworten auf die Fragen zu
finden, wie Freiheit bewahrt

werden kann. Denn nach unse-
rer Überzeugung ist der Mensch
nicht stark genug, aus eigener
Kraft in einer Ordnung der Frei-
heit dauerhaft und in einem Zu-
stand der Stabilität zu leben,
weil er ein sündiger Mensch ist.
Er braucht daher Ordnungen.

Balance zwischen Freiheit
und Ordnung

Wir brauchen deshalb eine
Balance zwischen Freiheit und
Ordnung. Wir brauchen auch
einen Grundkonsens und
Grundwerte. Sie sind in unse-
rem Grundgesetz enthalten, mit
den Grundrechten, von der un-
antastbaren Menschenwürde
über die Freiheitsrechte bis hin
zum Glcichheitssatz, der übri-
gens auch sagt, daß Ungleiches
ungleich behandelt werden
muß. All diese Grundrechte,
aber auch die Institutionen un-
seres freiheitlichen, demokrati-
schen und sozialen Verfassungs-
staates gründen sich schon in
unserem christlichen Menschen-
bild, in dem Bild von jedem
Menschen als einem unverwech-
selbaren Geschöpf Gottes.

Die Zusammenhänge zwi-
schen Freiheit und Ordnung,
zwischen Gerechtigkeit und ih-
rer Verwirklichung, läßt sich an
der Neuregelung des Ausländer-
rechts als aktuellem Beispiel zei-
gen: Ich lege es vor, weil die
rechtlichen Bedingungen, unter
denen Ausländer hier leben
können, klarer, berechenbarer,
sicherer werden müssen. Denn
wir sind für den inneren Frieden
verantwortlich. Dazu gehört
auch ein friedliches Zusammen-
leben von deutschen und auslän-
dischen Bürgern in der Bundes-
republik Deutschland. Dafür
muß das Ausländergesetz neu
formuliert werden, muß klare
Rechtsansprüche, berechenbare
Positionen schaffen.
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Zum anderen muß, wer ein
friedliches, freundliches Mitein-
ander von Ausländern und
Deutschen in der Bundesrepu-
blik Deutschland sichern will,
den Zuzug von Ausländern aus
Staaten außerhalb der EG be-
grenzen. Denn wir sind ein dicht
besiedeltes Land, in das Deut-
sche aus der DDR ebenso wie
aus der Sowjetunion, aus Polen
und Rumänien kommen.

Angesichts dessen kann die
Zahl der hier lebenden Auslän-
der nicht uferlos steigen. Wer
Ausländerfreundlichkeit will,
muß wissen, daß jede Gesell-
schaft, jedes Volk Grenzen der
Integrationsfähigkeit hat. Wer
diese Grenzen nicht in sein Han-
deln einbezieht, der handelt un-
verantwortlich. Er meint viel-
leicht, richtig zu handeln unter
dem Gesichtspunkt, daß alle
Menschen gleich sind, daß wir
ihnen als Christen Barmherzig-
keit schulden. Aber er wird ein
schlechtes Ergebnis ernten. Er
wird keine gerechte Ordnung,
sondern soziale Spannungen
und Spannungen zwischen
Deutschen und Ausländern ern-
ten.

gesichts der Tatsache, daß wir
ihnen die technischen und wis-
senschaftlichen „Segnungen"
etwa in Gestalt der Mittel für die
Ausbeutungsprozesse in den
Tropenwäldern, schon geschickt
haben.

Hilfe für die Länder
der Dritten Welt

Für das Thema Gerechtigkeit
und ihrer Verwirklichung heißt
das: Wir müssen leisten, was wir
leisten können. Aber wir dürfen
uns nicht in idealistischer
Schwärmerei Dinge vorneh-
men, daran scheitern und dann
das Gegenteil erreichen.

Gerechtigkeit in der Welt zu
verwirklichen, heißt auch, stär-
ker an den internationalen Dis-
kussionen teilzunehmen. Aber
dies nicht nach der Art, wie sie
sich heute noch bewegen, im
Schneckentempo.

Wir werden bereit sein müs-
sen, Ordnungen zu schaffen, die
fairere Entwicklungsmöglich-
keiten für die armen Länder
ermöglichen.

Wir werden ihnen dabei Ent-
wicklung und Fortschritt auch
nicht ersparen können und er-
sparen dürfen. Wir müssen ih-
nen helfen, diese Entwicklung
voranzutreiben, wofür wir nicht
mehr soviel Zeit haben: Einmal
angesichts des Bevölkerungs-
wachstums und1 zum anderen an-

Hilfe für die Länder der Drit-
ten Welt kann andererseits nicht
heißen, sie zu bevormunden. .Sie
werden alle ihren eigenen Weg
finden müssen. Patentrezepte
gibt es dafür nicht, auch nicht in
der Bibel.

Und um das Verhältnis von
Glaubensfragen und praktischer
Politik an einem weiteren Bei-
spiel zu zeigen: Wir haben be-
griffen, daß unsere Umweltpro-
bleme globaler Natur sind. Klar
ist auch, daß wir global eine
größere Verantwortung haben,
weil es auf der Welt Arme und
Reiche gibt, und weil wir die
Reicheren sind. Die Bewahrung
der Schöpfung wird daher vor-
rangig eine Aufgabe der nörd-
lichen Hemisphäre sein. Dies
auch schon deshalb, weil das
Interesse von Ländern, die den
Hunger zu bekämpfen haben,
nicht gerade die Bekämpfung
von Umweltproblemen sein
wird.

Sie ist aber - wie immer sie
vonstatten gehen mag - eine
Frage praktischer Politik, eine
Frage der besten praktischen
Lösung. Sie ist keine Glaubens-
frage. Im Sinne praktischer Poli-
tik gilt die empirische Erfah-
rung: Je höher der wirtschaft-
liche Entwicklungsstand ist, um
so höher ist auch das Niveau
umweltschützender Bemühun-
gen. Das aber heißt umgekehrt,
daß es keinen Sinn hat, entspre-
chend dem grünen Patentrezept
die Wirtschaft kaputt zu ma-
chen. So lösen wir Umweltpro-
bleme nicht, sondern bewirken
das Gegenteil. Deshalb bedarf
es des technischen Fortschritts
ebenso wie wirtschaftlichen
Wachstums, um die Mittel zu
erwirtschaften, die für die Be-
wahrung der Schöpfung erfor-
derlich sind.

Wir werden einen großen und
in Zukunft mit Sicherheit einen
noch größeren Teil unseres
Wohlstandes zur Lösung der
Umweltprobleme einsetzen
müssen, und zwar weltweit. Das
mag zwar dem Verursacherprin-
zip widersprechen. Aber letzte-
res ist eine Formel, die gut
klingt, und sich in Parteitags-

beschlüssen gut macht, aber die
für die Lösung der Probleme
international nicht gut taugt.
Denn eine Mark, die in den
Umweltschutz investiert wird,
löst, wenn sie in der DDR inve-
stiert wird, den vielfachen Ef-
fekt - auch für unsere Umwelt-
probleme - aus, als wenn diese
Mark hier investiert wird, um
etwa die Rauchgasentschwefe-
lung bei uns noch weiter zu trei-
ben. Es gibt das Gesetz des
abnehmenden Grenznutzens.
Und dieses Phänomen läßt sich
auch auf die Dritte Welt über-
tragen.

Frage der weltweiten
Verteilung der Güter

Die Frage, wie wir Gerechtig-
keit in der Welt verwirklichen
können, hat in den vergangenen
Jahren eine neue Dimension er-
halten. Es ist nicht mehr nur
eine Frage der Menschen unter-
einander. Es ist auch eine Frage
der weltweiten Verteilung ge-
worden, weil die Güter dieser
Welt so erbarmungswürdig un-
gerecht verteilt sind. Wir wer-
den deswegen stärker teilen
müssen. Und zwar nicht aus Al-
truismus, sondern weil sonst der
Frieden auf dieser Welt nicht
bewahrt werden wird.

Wenn die Verteilungsunter-
schiede weltweit wieder zuneh-
men, wenn weiter ein Teil der
Menschheit in der nördlichen
Hemisphäre in Saus und Braus
lebt und mancher nicht mehr
weiß, was er mit seinem Wohl-
stand machen soll, während ein
immer größerer Teil der
Menschheit hungert, dann wird
dieser immer größere Teil der
Menschheit nicht für unbe-
grenzte Zeit sagen: „Aber das
Wichtigste ist, daß wir den Frie-
den bewahren". Für die Notlei-
denden wird es noch wichtiger
sein, sich von dem Überfluß ei-
nen größeren Teil zu holen.

Die Einsicht, daß wir werden
teilen müssen, hat nichts mit
naivem Idealismus zu tun. In-
dem wir das Beste des anderen
verfolgen, verfolgen wir auch
unser Bestes. Das ist auch das
Prinzip unserer sozialen Markt-
wirtschaft, daß wir, indem wir
unsere eigenen wirklichen Inter-
essen wahrnehmen, immer zu-
gleich auch das objektiv Ver-
nünftige mit verwirklichen.

Ich glaube, es gibt inzwischen
auch die Frage einer Gerechtig-

keit zwischen den Generatio-
nen. Dazu gehört auch, daß jede
Generation eine Verantwortung
dafür trägt, daß es eine nachfol-
gende Generation überhaupt
gibt.

Prinzip Hoffnung

Nun läßt sich einwenden,
weltweit sei das Problem ja
nicht, daß es zu wenige Kinder
gibt, sondern zu viele. Wir aber
können Gerechtigkeit weltweit
nur verwirklichen, wenn wir uns
in der Lage halten, einen Bei-
trag zur Gerechtigkeit zu lei-
sten. Und deswegen sage ich:
Wenn wir soziale Instabilität in
der Bundesrepublik Deutsch-
land entstehen lassen, wird un-
sere Fähigkeit, zur weltweiten
Gerechtigkeit etwas beiz' "l r

Des^-gen, geringer werden.
gen müssen wir - das ist eine
Frage der Stabilität - einen ins-
gesamt organischen Altersauf-
bau haben.

Wenn man all diese Probleme
ansieht, könnte man versucht
sein, in Verzweiflung zu verfal-
len: Aber man könnte ja einfach
auch dankbarer werden, und aus
Dankbarkeit den Mut schöpfen
zu sagen, „Wir wollen weiterhin
Freude daran haben, unser
Möglichstes zu tun, damit es an-
deren und uns auch in Zukunft,
soweit es an uns liegt, gut und
nicht schlechter geht". Denn ich
finde, wir haben in 40 Jahren
Bundesrepublik Deutschland
eine gute Entwicklung genom-
men. Und weil wir vor faszinie-
renden Veränderungen ste';|)
die mir nicht Angst machen,
sondern Hoffnung und Freude,
sage ich Ihnen bei allen Äng-
sten: Ich bin eher für Hoffnung.

Und ich finde, wir sollten
auch bei dem Thema Gerechtig-
keit nicht bei dem alten römi-
schen Satz stehen bleiben, der
Gerechtigkeit mit „suum qui-
que", „Jedem das Seine" be-
schreibt. Vielmehr sollte jeder
das Seine beitragen. Und wenn
wir dann noch an unseren alten
Luther denken und seinen Satz
vom Baumpflanzen, dann glau-
be ich, können wir auf diese
Weise am Besten etwas tun, um
mehr Gerechtigkeit in der Welt
heute verwirklichen zu können.

Anm.:
Auszug aus .einem Vortrag von Bun-
desminister Dr. Wolfgang Schäuble
vor dem Evangelischen Arbeitskreis
Baden am 11. November 1989 in
Freiburg-Littenweiler.
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Die Sackgasse in Seoul* « ™Armin Boyens

Die Weltversammlung des Ökumenischen Rates der Kirchen über
„Gerechtigkeit, Frieden und die Bewahrung der Schöpfung" fand in
Seoul/Korea vom 6. bis 13. März 1990 statt. Ist der „konziiiare
Prozeß" in eine Sackgasse geraten? Die römisch-katholische Kirche,
die am „konziliaren Prozeß" in Europa teilgenommen und auf der
europäischen Yersammlung für „Gerechtigkeit, Frieden und Be-
wahrung der Schöpfung" im Mai 1989 in Basel noch mit 350
Delegierten vertreten war, wird die Verantwortung für die Weltver-
sammlung zum gleichen Thema in Seoul nur 10 Monate später nicht
mittragen und keine Delegierten, sondern nur 20 Beobachter
schicken. Warum?

Für Marga B übrig, Moderato-
rin der Vorbereitungsgruppe für
die Weltversammlung in Seoul,
io* die Distanzierung Roms „un-

handlich". Liest man aber
das Vorbereitungsdokument für
Seoul, das die Verantwortlichen
im ÖRK * in Genf erst im Januar
1990 herausgebracht haben, so
kann man die Entscheidung
Roms schon verstehen. Das
Vorbereitungsdokument hat für
wichtige Fragen von heute fast
nur Antworten von gestern be-
reit.

Das wird besonders deutlich
an der Behandlung des Themas
der Weltwirtschaftsordnung.
Die bestehende Weltwirt-
schaftsordnung wird von den
Planern in Genf in Bausch und
Bogen verdammt. Sie wollen
eine neue, eine „gerechte"
Weltwirtschaftsordnung. Wie
soll diese aussehen? Hier einige

1. Die neue Weltwirtschafts-
ordnung soll „gerecht" sein.
Diese Gerechtigkeit soll darin
bestehen, daß gewährleistet
wird, daß „die Bedürfnisse der
Mitglieder der Gesellschaft be-
friedigt werden". Eine bekannte
Formel des Sozialismus! - Aber
wer sagt, was die „Bedürfnisse"
sind? Der Maharadscha in Indien
hat andere „Bedürfnisse" als der
Müllwerker in Magdeburg. An
anderer Stelle ist die Rede von
den „Grundbedürfnissen", die zu
befriedigen seien. Ein Hinweis
darauf, daß nicht die Menschen
selber ihre Bedürfnisse festset-
zen dürfen, sondern daß ihnen
„Grundbedürfnisse" zugestan-
den werden sollen.

Wer aber setzt die „Grund-
bedürfnisse" fest? Die Antwort
des Sozialismus ist bekannt: die
Gesellschaft. In der sozialisti-
schen Praxis läuft dies darauf
hinaus, daß die Regierung

Löhne, Preise, Mieten und
überhaupt den gesamten Bedarf
aller festsetzt. Sie muß alles pla-
nen. Dazu ruft sie die notwen-
dige Planungsbürokratie ins Le-
ben, die alles und jedes festsetzt,
regelt, überwacht, damit auch
alles „gerecht" zugehe. Voraus-
setzung für eine in diesem Sinne
„gerechte Weltwirtschaftsord-
nung" wäre also eine gigantische
Weltplanungsbürokratie.

Dr. Armin Boyens: Vorbereitungs-
dokument hat für Fragen von heute
fast nur Antworten von gestern be-
reit

Was sozialistische Planung im
nationalen Maßstab sich gelei-
stet hat, zeigt in diesen Tagen
Osteuropa. Die Freiheit der
Menschen war beseitigt, die Lei-
stungsbereitschaft abgetötet,
die vielgepriesenen sozialen Lei-
stungen waren potemkinsche
Dörfer (man denke nur an die
katastrophale medizinische Un-
terversorgung in den verstaat-
lichten Krankenhäusern!). Die
sozialistische Planung hat eines
mit Sicherheit erreicht: sie hat
das Leben erstickt.

2. Die „neue Weltwirtschafts-
ordnung" der ökumenischen

Planer für Seoul soll dadurch
gerecht sein, daß die vorhande-
nen Güter und Geldmittel „ge-
recht verteilt" werden. So sollen
z. B. „alle Zinsgewinne mit 10 %
besteuert werden, weil man mit
diesem Geld einen „Sonder-
fonds zur Bekämpfung der
Schuldenkrise" bilden will.
Auch die Idee der „Umvertei-
lung" ist ein bekanntes sozialisti-
sches Gerechtigkeitsmodell.

Aber alle Versuche, „ge-
rechte Verteilung" zu erzwingen
und mit Hilfe einer Planungs-
und Überwachungsbürokratie
in die Praxis umzusetzen, sind
gescheitert. Warum? So wie die
Menschen nun einmal sind, wird
eine bloße Umverteilung nur be-
wirken, daß es allen schlechter
geht, die Armen eingeschlossen,
zu deren Vorteil umverteilt
wird, weil der Leistungsanreiz
und dadurch bedingt die not-
wendigen Investitionen fehlen.

3. Die „neue Weltwirtschafts-
ordnung" des ÖRK kann nicht
gerecht sein, weil sie das Lei-
stungsprinzip verteufelt. Dabei
wäre es dringend nötig, durch
Leistungsanreize, Wettbewerb
und Gewinnmaximierung die
vorhandene Menge an Gütern
und Kapital zu vermehren. Ein-
fach deswegen, weil die Weltbe-
völkerung sich vermehrt, und
zwar explosionsartig vermehrt.
Dieses Bevölkerungswachstum
geben die Genfer Planer auch
zu, nur ziehen sie daraus nicht
die entsprechenden Konsequen-
zen. Im Gegenteil, sie fordern,
daß „kein Mensch seinen Wohl-
stand vermehrt, bevor die
Grundbedürfnisse aller erfüllt
sind". Das aber bedeutet Sta-
gnation. Weiter konstruieren die
Autoren in Genf einen Gegen-
satz zwischen der sozialen Funk-
tionsfähigkeit einer Wirtschafts-
politik und ihrer finanziellen
Leistungsfähigkeit, wenn sie
fordern „eine Wirtschaftspolitik
sollte in erster Linie sozial funk-
tionsfähig und erst dann finan-
ziell leistungsfähig sein". Dabei
bringt jeder Tag Beweise dafür,
daß die sozialistischen Wirt-
schaftssysteme und ihre Wirt-
schaftspolitik deswegen, weil sie
finanziell nicht leistungsfähig
sind, auch nicht sozial funktions-
fähig sind.

Die Bewohner der ehemals
sozialistischen Länder, ihre
Machthaber eingeschlossen, se-
hen die finanzielle Leistungsfä-
higkeit der Staaten des freien
Westens, erwarten von diesen
Staaten wie selbstverständlich
Hilfe, die Sowjetunion einge-
schlossen, damit sie selber auch
finanziell leistungsfähig und da-
durch auch sozial funktionsfähig
werden, und zwar so sozial funk-
tionsfähig, wie es die sogenann-
ten nichtsozialistischen Länder
sind. Sie alle wollen am liebsten
heute noch ihre Wirtschaft von
der Planung befreien und die
„soziale Marktwirtschaft" des
Westens einführen.

Spielen solche Tatsachen für
die Planer in Genf keine Rolle?
Warum hängen sie dann dem
Gedanken eines „frommen So-
zialismus" nach?

Das Bestehende verbessern!

Kritik am Vorbereitungsdo-
kument des ÖRK für Seoul be-
deutet nicht, sich mit der beste-
henden Weltwirtschaftsordnung
abzufinden. Im Gegenteil. Sie
ist zweifellos verbesserungsbe-
dürftig. Die Frage ist nur, wie
solche Verbesserungen ausse-
hen könnten.

Die Ordnung einer sozialen
und ökologischen Marktwirt-
schaft hat in den 40 Jahren ihres
Bestehens bewiesen, daß sie in
der Lage ist, immer wieder Lö-
sungen für neu auftretende wirt-
schaftliche Probleme moderner
Industriegesellschaften zu fin-
den. Ihre Überlegenheit gegen-
über allen anderen Wirtschafts-
modellen wird heute auch von
denjenigen anerkannt, die sie
einst bekämpft haben. Was liegt
also näher, als zu versuchen, die
Prinzipien und Strukturen einer
asozialen und ökologischen
Marktwirtschaft, die sich im na-
tionalen Rahmen bewährt ha-
ben, auf Weltmaßstab zu über-
tragen und zu versuchen, eine
soziale und ökologische Welt-
marktordnung zu entwerfen? -
Leider ist von solchen Denk-
möglichkeiten im Vorberei-
tungsheft für Seoul nichts zu
lesen.
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Problematische Bundesschlüsse

Schlimmer als die Unterlas-
sung weiterführender Denkan-
sätze ist etwas anderes. Auf der
kommenden Weltversämmlung
in Seoul soll nicht nur diskutiert,
sondern auch bekannt werden.
Aussagen zur „neuen Weltwirt-
schaftsordnung", wie sie im Vor-
bereitungsheft stehen, sollen
Gegenstand von sogenannten
„Bundesschlüssen" werden.
Was heißt das? Zum Beispiel
wird der Satz von der 105 %igen
Steuer auf alle Zinsgewinne ein-
geleitet mit der Formel: „Dafür
geloben wir, uns einzusetzen
und unsere Kirchen zu veranlas-
sen, sich ebenfalls einzusetzen".

Die Delegierten sollen sich
also verpflichten, ebenso wie die
durch sie vertretenen Kirchen,
sich für einen „frommen Sozia-
lismus" einzusetzen. Was wird
dies für einen Delegierten oder
eine Kirche aus Osteuropa be-
deuten, die mit dem real existie-
renden Sozialismus gebrochen
haben?

Überhaupt ist zu fragen, ob
Aussagen über eine vernünftige
Wirtschaftsordnung Gegen-
stand des christlichen Bekennt-
nisses sein können. Der Theo-
loge Dietrich Bonhoeffer beant-
wortet diese Frage mit Nein.

„Der Gedanke, daß die Kirche
über eine christliche Lösung al-
ler weltlichen Probleme prinzi-
piell verfüge und sich nur noch
nicht die Mühe darum gegeben
habe, ist besonders im angel-
sächsischen Denken verbreitet.
.. . Jesus beschäftigt sich so gut
wie gar nicht mit der Lösung
weltlicher Probleme. Sein Wort
ist nicht Lösung, sondern Erlö-
sung. .. . Die Verkündigung der
Kirche an die Welt kann immer
nur Jesus Christus im Gesetz
und Evangelium sein".

Nach Bonhoeffer ergibt sich
für die Kirche aus dieser theolo-
gischen Grundeinsicht eine dop-
pelte Aufgabe: „Sie wird einer-
seits abgrenzend negativ in der
Autorität des Wortes Gottes
solche Wirtschaftsgesinnungen
oder -formen als verwerflich er-
klären müssen, die den Glauben
an Jesus Christus offensichtlich
hindern". Beispiele: die Ableh-
nung der Ausbeutung der Men-
schen durch den stalinistischen
Sozialismus. „Andererseits wird
sie (die Kirche) positiv nicht in
der Autorität des Wortes Got-
tes, sondern nur in der Autorität
des verantwortlichen Rates
christlicher Fachleute ihren Bei-
trag zu einer Neuordnung geben
können". Falsch ist also in unse-
rem Falle, wenn eine bestimmte
Wirtschaftsordnung oder Ele-
mente einer angestrebten Wirt-

schaftsordnung, wie z.B. die
Umverteilung zum Gegenstand
von Bundesschlüssen mit Gott
und d. h. von Bekenntnissen ge-
macht werden.

„Beide Aufgaben sind streng
zu unterscheiden", sagt Dietrich
Bonhoeffer. Im Vorbereitungs-
dokument für Seoul werden
aber gerade beide Aufgaben in
unzulässiger Weise miteinander
vermischt.

Die Autorität von
Erklärungen des ÖRK

Warum drängen die Planer
des ÖRK so auf Bundes-
schlüsse, auf kirchliche Be-
kenntnisse zu einer „neuen
Weltwirtschaftsordnung"? Sie
wollen offensichtlich eine grö-
ßere Verbindlichkeit der Aus-
sagen ökumenischer Weltkonfe-
renzen erreichen. Diesem Ziel
sollte ursprünglich der Konzils-
gedanke dienen. Als die Idee
eines Konzils am Einspruch der
orthodoxen Mitgliedskirchen
des ÖRK und am Widerstand
der römisch-katholischen Kir-
che scheiterte, erfand man in
Genf die Idee der Bundes-
schlüsse. Mit Hilfe der Mecha-
nik von „Bundesschlüssen" zu
allen möglichen Themen hofft
man die angestrebte Verbind-
lichkeit doch noch hereinholen

zu können. Offensichtlich ken-
nen diejenigen, die so denken,
die Verfassung des ÖRK nicht,
die klare Aussagen zur Autori-
tät von Erklärungen des ÖRK
bereits getroffen hat.

In der Satzung des ÖRK Ab-
satz IX, 2 heißt es: „Wenn solche
Erklärungen auch als Ausdruck
des Urteils der Betroffenheit ei-
ner so weithin repräsentativen
christlichen Gemeinschaft große
Bedeutung und großen Einfluß
haben, so besteht doch ihre Au-
torität nur in dem Gewicht, wel-
ches sie durch die ihnen inne-
wohnende Wahrheit und Weis-
heit selber haben, und die Veröf-
fentlichung solcher Erklärungen
kann nicht bedeuten, daß der
Ökumenische Rat irgendeine
verfassungsmäßige Gewalt über
die ihn konstituierenden " ̂  •
chen oder das Recht, für sie-sä
sprechen, hat oder haben kann".

Das gilt für Erklärungen einer
Weltversammlung des ÖRK in
Seoul ebenso wie für irgendwel-
che „Bundesschlüsse".

Anm.:
Der Autor dieses Beitrags ist Mili-
tärdekan a. D. und war Exekutivse-
kretär im Stab des Ökumenischen
Rates der Kirchen von 1961 bis 1966.

* ÖKR = Ökumenischer Rat der
Kirchen. •

Frieden als Ziel der Politik
Werner Münch

„Frieden als Ziel der Politik" - eine Formulierung, die wir alle
vielfach gehört haben. Ist dieses Ziel nur leicht zu beschreiben, oder
auch leicht zu erreichen? Die Geschichte der Menschheit bis hin zur
Aktualität in der Gegenwart zeigt uns: Die Schrecken von Krieg und
Gewalt und die Sehnsucht des Menschen nach Frieden sind wohl
nicht voneinander zu trennen. Peking, El Salvador, Ungarn und
Polen, Prag, die DDR, Ost-Berlin und Bad Homburg sind dafür
exemplarische Beweise.

Was sind die wesentlichen Ge-
danken und Forderungen beim
Thema „Frieden als Ziel der
Politik"?
Ich möchte sechs nennen:
1. Frieden heißt zunächst ein-

mal: In Frieden leben mit
sich selbst, den Mitmen-
schen und mit Gott. Um
dieses Ziel zu erreichen, be-
darf es der Pflege von Ein-
sichten und Tugenden, die
bestenfalls durch politische
Rahmenbedingungen geför-
dert werden können, aber
von jedem einzelnen per-
sönlich praktiziert und ge-

lebt werden müssen.
2. Frieden darf nicht allein ein

Zustand ohne Krieg und
Gewalt sein. In einem Zu-
stand des Friedens gilt das
Recht, und die Menschen
sind frei von Unterdrük-
kung, Not und Furcht. Die
Errungenschaft der griechi-
schen Philosophie war die
Freiheit, das Wesen des rö-
mischen Rechts, die Ord-
nung. Dazu kam die Men-
schenwürde als besonderer
Wert des Christentums. Nur
auf der Grundlage von Frei-
heit, Recht und Menschen-

Prof. Münch: „Frieden ist keine
Selbstverständlichkeit."

würde kann Frieden entste-
hen und gedeihen. Etwa %
der Weltbevölkerung leben
unter Regimen, die diese
Rechte nicht achten.

3. Papst Johannes XXIII. hat
einmal vier Voraussetzun-
gen für den Frieden formu-
liert:

1. Wahrheit:

Es dient nicht dem Frie-
den, sagt er, wenn man
Terrorakte verharmlost,
Gewalt nicht beim Na-
men nenrtt und Aggres-
soren nicht als solche be-
zeichnet.

2. Gerechtigkeit:

Die Gerechtigkeit äußert
sich in der Achtung und
Ehrfurcht vor jedem
Menschen, vor seiner
Würde über alle Rassen
und Klassen, Nationen
und Weltanschauungen
hinweg.
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3. Freiheit:

Wo die Freiheit bedroht
ist, ist der Frieden be-
droht. Menschliches Le-
ben kann sich nicht in
Unfreiheit entfalten.

4. Liebe:

Frieden wird verwirk-
licht, wo Menschen und
Völker nicht gegen- oder
nebeneinander, sondern
miteinander leben. So-
weit Papst Johannes
XXIII.

4. Schon Augustinus hat davon
gesprochen, daß sich das
Gute nicht von allein in der
Welt behauptet. Deshalb ha-
ben er und andere Kirchen-

y lehrer und Theologen nach
ihm eine Theologie des Not-
wehrrechts und der Vertei-
digung von Frieden und
Recht entwickelt. Das Le-
ben in Frieden und Freiheit
bedeutet eine besondere
Verantwortung. Beides be-
darf des Schutzes, solange es
von anderen bedroht wird.
Gerade die letzten Wochen
zeigen uns wieder deutlich,
wie sich die Idee der Freiheit
Bahn bricht.

Jede Politik von Gewalt und
Unterdrückung wird die
Menschen auf Dauer nicht
davon fernhalten können,
sich für das Ziel von Frieden
und Freiheit einzusetzen.
Frieden ist dabei nicht nur
eine Aufgabe der interna-

-...tionalen Politik, sondern
i das Friedensgebot gilt auch

für die innere Ordnung ei-
nes Staates.

5. Es gibt viele Wege, die im
staatlichen Handeln zum
Frieden führen. Alle mög-
lichen Wege müssen defi-
niert und ausgelotet wer-
den: Die Verteidigungsbe-
reitschaft, die Strategie der
Kriegsverhütung, eine Poli-
tik der Rüstungskontrolle,
Rüstungsbegrenzung und
Rüstungsminderung, An-
strengungen zur Minimie-
rung von Gewalt und Ge-
waltandrohung sowie stän-
dige Suche nach besseren
Alternativen. Die Heraus-
forderung für uns Christen
besteht darin, zur Schaffung
oder Erhaltung von Frieden
an einer Politik mitzuwir-
ken, die sich an Grundwer-
ten und Grundsätzen des
Christentums orientiert.
Die Verantwortung gegen-

Weltversammlung in Seoul ohne konkrete Hoffnungen beendet

6.

über Gott, den Menschen
und der Schöpfung muß da-
bei Mittelpunkt sein. Und

Frieden ist also nicht hur
eine staatliche, sondern für

jeden einzelnen eine per-
sönliche politische Auf-
gabe. Der Christ muß bereit
sein, an der Erreichung die-
ses Zieles mitzuwirken.
Diese Bereitschaft muß mit

Katholische Kirche sieht sich in ihrer
Distanz zur Weltversammlung bestätigt
Heinrich Basilius Streithofen

In Seoul tagte vom 6. bis 12.
März die Weltversammlung
des Weltkirchenrates für Ge-
rechtigkeit, Frieden und die
Bewahrung der Schöpfung.
Ein Konzil im Sinne des Mora-
listen und Welttheologen Carl-
Friedrich von Weizsäcker war
es nicht. Gottlob! Der Vatikan
war gut beraten, nur 20 Beob-
achter zu entsenden. Prälat
Wilhelm Schätzler, Leiter des
Sekretariats der (katholi-
schen) Deutschen Bischofs-
konferenz in Bonn, begrün-
dete die offizielle Abwesen-
heit der katholischen Kirche
so: „Der ökumenische Weltrat
der Kirchen, der die Weltver-
sammlung ausrichtete, ist
keine Kirche, sondern eben
nur ein Rat, der seine Mit-
gliedskirchen nicht bindend
verpflichten kann. Es wird je-
der einzelnen Mitgliedskirche
des ÖRK überlassen sein, in
welcher Form sie sich die Er-
eignisse der Weltversammlung
aneignen will."

Hätte die katholische Kirche
sich offiziell an der Weltver-
sammlung beteiligt, „dann
wäre sie als einzige mit ihrer
vollen Autorität als Kirche an
diesem Geschehen" beteiligt
gewesen, „selbst dann, wenn
sie nur 50 Delegierte nach Se-
oul entsandt hätte". „Dies ist
keine Beteiligung auf der

Ebene gleicher Rechte und
gleicher Pflichten." Diese
mehr formal kirchenrechtliche
Betrachtung ist richtig. Sie
wird noch bestätigt durch den
praktischen Verlauf der Kon-
ferenz und den soziologischen,
wirtschaftlichen und theologi-
schen Unsinn, der dort vorge-
tragen wurde. Zu recht stellt
selbst . die linksorientierte
deutsche Presse fest, daß Welt-
treffen sei gescheitert. Was
wurde hier nicht gesagt und
gefordert...

. . . Es gibt keine vollkommene
Ordnung, nicht im Staat, nicht
in der Wirtschaft, nicht in der
Gesellschaft. Es gibt weder
den „homo sapiens consu-
mens" noch den „homo sa-
piens producens". Zum christ-
lichen Wertdenken - von Pau-
lus, Augustinus, Thomas von
Aquin und Martin Luther bis
heute - gehört das Wissen ei-
ner gestörten Vernünftigkeit
des Menschen. Dieses Wissen
zwingt zu Kompromissen.
Diese Welt ist christlich-katho-
lischem Verständnis vom Ge-
setz der Fehlerhaftigkeit,
theologisch formuliert, der
Sündhaftigkeit des Menschen
beeinflußt. Sie ist ein sittliches
Phänomen, das jede Politik
berücksichtigen muß und auch
jeder Theologie.

(aus: idea)

der Einsicht in die eigene
Unvollkommenheit und
Unzulänglichkeit verbun-
den sein. Eine „heile Welt"
wird immer eine phantasti-
sche Utopie bleiben.

Unser Bundespräsident, Ri-
chard von Weizsäcker, hat
in seiner bedeutsamen Rede
vom 8. Mai 1985 hierzu ge-
sagt: „Wir lernen aus unse-
rer eigenen Geschichte,
wozu der Mensch fähig ist.
Deshalb dürfen wir uns
nicht einbilden, wir seien
nun als Menschen anders
oder besser geworden. Es
gibt keine endgültige errun-
gene moralische Vollkom-
menheit - für niemanden
und kein Land! Wir haben
als Menschen gelernt, wir
bleiben als Menschen ge-
fährdet. Aber wir haben die
Kraft, Gefährdung immer
von neuem zu überwinden."

„Am Anfang war das Wort",
so heißt es an einer herausragen-
den Stelle eines bedeutsamen
und uns Christen bekannten Bu-
ches. Wir müssen darauf achten,
wie wir dieses Wort behandeln
und wozu wir es einsetzen: Ist es
demütig oder hochmütig, aner-
kennend oder vernichtend, ist es
befreiend oder todbringend, ist
es wahrhaft oder ist es verlogen,
ist es ermunternd oder ist es
erniedrigend, ist es menschlich
oder wahnsinnig, wirkt es wie
ein Lichtstrahl oder wie ein töd-
licher Pfeil?

Der Friedenpreisträger des
Deutschen Büchhandels 1989,
der tschechische Bürgerrechtler
und politische Dramatiker Vac-
lav Havel, Initiator und einer
der bedeutendsten Repräsen-
tanten der Bürgerrechtsbewe-
gung Charta 77, hat bei der
Preisverleihung solche Fragen
und seine Rede unter das Motto
gestellt: „Das Wort - ein Pfeil".
Bemühen wir uns, daß unser
Wort kein Pfeil, sondern immer
ein Baustein des Friedens ist.
Frieden ist keine Selbstver-
ständlichkeit, sondern eine täg-
liche Aufgabe. Gerade der
Christ muß an der persönlichen
und politischen Gestaltung die-
ses Zieles mitwirken.

Anm.: •
Prof. Dr. Werner Münch ist Mitglied
des Europäischen Parlamentes. Der
Beitrag stammt aus seiner Advents-
predigt in der Katholischen Kirchen-
gemeinde St. Johann, Osnabrück.
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Mit DDR-Bürgern
im Gespräch:
Geistige Grundlagen unserer freiheitlichen
Ordnung deutlich machen
Albrecht Martin

Wenn Sie diese Zeilen lesen,
liegt der 18. März 1990 und die
erste freie Wahl in der DDR
gerade hinter uns, und wir kön-
nen nur hoffen, daß diese Wahl
zu klaren politischen Verhältnis-
sen geführt hat und daß wieder
Vertrauen in die Zukunft bei
unseren Landsleuten in der
DDR einkehrt.

Erlebnisse aus den Tagen des
Wahlkampfes, Beobachtungen
und Erfahrungen sind weitge-
hend uninteressant geworden.
Festgehalten verdient, daß
starke und gut organisierte Par-
teien eine wichtige Vorausset-
zung für eine funktionierende
Demokratie in unserer Zeit sind
(das denen ins Stammbuch, die
von Basisdemokratie reden und
allzu oft die Herrschaft kleiner
Kader meinen).

„Unser Land, aber auch die
politischen Parteien werden
ihr Koordinatensystem än-
dern, sie werden insgesamt
protestantischer, nördlicher
und östlicher ausgerichtet
sein."

Volker Ruhe,
Generalsekretär der CDU

Wichtiger aber als alles ist dies,
was in persönlichen Gesprächen
an Hoffnungen und Ängsten, an
Erwartungen und Sorgen deut-
lich wurde. Es ist die Grundlage
unserer zukünftigen Arbeit,
nicht zuletzt im E AK der CDU/
CSU.

Überraschend war für mich zu
erfahren, wie stark kommunisti-
sche Vorstellungen Eingang ge-
funden haben in Denken und
Sprache auch von Menschen,
die zu keiner Zeit in ihrer Ab-
lehnung des Marxismus wan-
kend geworden waren. Daß die
Soziale Marktwirtschaft weder
mit Kapitalismus noch mit rei-
ner Marktwirtschaft gleichge-
setzt werden darf, muß erst
mühsam begriffen werden. Die
geistigen Grundlagen unserer
freiheitlichen Ordnung müssen
deutlich gemacht werden; daß

das nicht selbstverständlich ist,
deutet auf ein Versäumnis unse-
rerseits hin!

Vertrauen in die
Zukunft wecken

Immer wieder wurde im Ge-
spräch die Sorge laut, daß in
einer am wirtschaftlichen Erfolg
orientierten Gesellschaft die
menschliche Nähe verloren
gehe, die man in den zurücklie-
genden Jahren so beglückend
erfahren habe. Fragt man dann
nach, so wird von Erlebnissen
berichtet, die eben nur in einer
Welt der Unfreiheit und der
Rechtsunsicherheit möglich
sind: daß man in einem Kreis
offen miteinander reden kann,
hat unter der Herrschaft des
Staatssicherheitsdienstes einen
ganz anderen Stellenwert als in
einer Atmosphäre der Freiheit.
Im kleinen Kreis über ein Buch
zu sprechen, das zu besitzen un-
ter Herrschaft der SED gefähr-
lich war, hatte im Sommer ver-
gangenen Jahres einen ganz
anderen Stellenwert als heute.

Bisweilen wurden auch die
„sozialen Errungenschaften"
genannt, die es in der DDR
gebe. Wenn man dann nach kon-
kreten Leistungen fragt, bleibt
meist wenig übrig, weil man die
Kosten nicht berücksichtigt hat,
die mit den angeblichen Leistun-
gen immer verbunden waren
oder noch sind.

Man muß erst lernen, daß kein
Staat der Welt soziale Leistun-
gen gewähren kann, die jeder
Bürger nicht vorher - und meist
sehr teuer - bezahlt hat; übri-
gens müssen das auch viele bei
uns wieder lernen!

Ich nahm am Friedensgebet in
Erfurt teil, am ersten, das nicht
mit einer Demonstration en-
dete. In der großen Predigerkir-
che versammelten sich etwa 25
Gemeindemitglieder. Es ist für
die Christen in der DDR nicht
ganz leicht zu begreifen, daß

m

^^fc
HB̂ ^™ * :

„Allianz für Deutschland" will den Sozialismus abschaffen

ohne ihr tapferes Bekennen und
Beten die Veränderungen vom
Herbst vergangenen Jahres
wohl nicht möglich gewesen
wären, daß aber nun die Hun-
derttausende nicht zu Betern ge-
worden sind.

Herausforderung der
säkularisierten Gesellschaft

Die Gemeinde, die sich der
Herausforderung der totalitären
Ideologie ausgesetzt sah, muß
sich nun der Herausforderung
der säkularisierten Gesellschaft
stellen. Das Evangelium ist hier
wie dort gültig und wirkungs-
mächtig.

Schließen will ich mit einer
ganz persönlichen Anmerkung.
Es ist ein herrliches Gefühl der
Befreiung, die alte Grenze, an
der nur noch äußerliche Zäune
stehen, zu überschreiten ohne
jenes Gefühl der Beklemmung,
das mich früher befiel. Die
Wartburg grüßt herüber, und
man kann hin - ohne Kontrol-
len! Und im Dom zu Erfurt
braucht der Führer seine kriti-
schen Anmerkungen nicht mehr
zu verschlüsseln.

Ich möchte mir dieses Gefühl
des Glückes und der Dankbar-
keit erhalten, denn die wichtig-
sten Wünsche und Hoffnungen,
die ich im politischen Bereich
- außer der Bitte um Frieden -
hatte, sind in Erfüllung ge-
gangen.

Forck empfiehlt Übernahme von
Erfahrungen der DDR-Kirchen

München. Die evangelische
Kirche in der Bundesrepublik
sollte sich nach Ansicht des Ost-
Berliner Bischofs Gottfried
Forck häufiger zu politischen
Entwicklungen äußern. „Das
Evangelium, das wir zu verkün-
den haben, reicht hinein in alle
Bereiche, auch in die gesell-
schaftlichen und politischen",
sagte Forck am Donnerstag-
abend, 1. Februar, in einem In-
terview des Bayerischen Fernse-
hens. Die EKD könne von den
Kirchen in der DDR in dieser
Hinsicht „daraus ein wenig ler-
nen und für sich übernehmen".

Dadurch ecke man zwar*u~i
jedem Staat an, „aber das i-'j) !
nicht der Maßstab dafür, ob es
richtig oder falsch ist", sagte der
Bischof. Ohne dieses Engage-
ment für gesellschaftliche Ver-
änderungen hätte die evange-
lische Kirche in der DDR kein
solches Echo in der Bevölke-
rung gehabt.

Die staatliche und die kirch-
liche Einheit in Deutschland
sind nach Auffassung des Ost-
Berliner Bischofs eng mitein-
ander verbunden. Die Kirchen
im Ost- und Westteil Deutsch-
lands müßten die in den Jahren
der Trennung gesammelten Er-
fahrungen einbringen und mit-
einander besprechen. Als Be-
reicherung, die die DDR-Kirche
in eine Gemeinschaft mit der
Evangelischen Kirche in
Deutschland einbringen könnte,
nannte Forck unter anderem die
Erfahrungen mit der „Christen-
lehre", die von der Kirche an-
stelle des Religionsunterrichts
erteilt werde. (aus: epd)
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Kurz notiert

Katholikentag in Berlin -
Behelligung aus der DDR

Der unter dem Leitwort „Wie
im Himmel so auf Erden" vom
23. -27. Mai 1990 in Berlin statt-
findende Katholikentag rechnet
mit viel Beteiligung der Katho-
liken aus der DDR, sowohl als
Mitwirkende wie als Teil-
nehmer.

Die Berliner Bischofskonfe-
renz hat die Katholiken aus der
DDR zu diesem Katholikentag
eingeladen. Diese veränderte
Situation stellt den Katholiken-
tag vor zusätzliche organisatori-
3''*?, Aufgaben und finanzielle

14 <-5

A. -/Wendungen. Hinzu kommt,
daß den Teilnehmern aus der
DDR ein kostenfreier Besuch
des Katholikentages ermöglicht
werden muß. Aus diesem Grund
werden Teilnehmer des Katholi-
kentages aus der Bundesrepu-
blik Deutschland darum gebe-
ten, neben ihrem Teilnehmer-
beitrag auch noch eine Solida-
ritätsspende zur Verfügung zu
stellen. Doch es muß davon aus-
gegangen werden, daß auch da-
mit die noch sehr erheblichen
Kosten, die die zusätzliche Teil-
nahme der Katholiken aus der
DDR verursacht, nicht in vol-
lem Umfang abgedeckt werden
kann. Deshalb werden alle ge-
beten - auch die Unternehmen
der Wirtschaft -, durch eine
großzügige Spende bei der Er-
£ '(ging dieser nicht vorherseh-
EWen Aufgaben zu helfen.

Wenden Sie sich an das Zen-
tralkomitee der Deutschen Ka-
tholiken, Hochkreuzallee 246,
5300 Bonn 2. Jede Spende ist
hilfreich, Spendenquittungen
werden übersandt.

Gewalt in der Familie

Bonn. Für die Synode der
Evangelischen Kirche in
Deutschland stand schon im ver-
gangenen November fest: Das
Problem des Schutzes von
Frauen und Mädchen vor Ge-
walt und sexuellem Mißbrauch
wird von den Kirchen „weitge-
hend verdrängt". Das Diakoni-
sche Werk will dieses Defizit
nicht länger stehen lassen. Die
Evangelische Konferenz Fami-
lienhilfe befaßte sich jetzt in
Bonn bei einer Tagung, an der
Erzieher, Sozialarbeiter und

-pädagogen, Wissenschaftler
und Psychologen teilnahmen,
mit der Gewalt in der Familie.

Walther Specht vom Diakoni-
schen Werk sieht familiäre Ge-
walt auf vier Ebenen: Gewalt
und Mißhandlung zwischen
Partnern, Gewalt der Eltern ge-
genüber Kindern, die Gewalt
unter Geschwistern sowie die
Gewalt von Kindern gegen El-
tern. Vor allem zu diesem Kom-
plex lägen bislang kaum kon-
krete Erkenntnisse vor, räumt
er ein: „Da tappen wir noch im
Dunkeln."

Weitgehend in der Tabuzone
bewegt sich laut Specht das Pro-
blemfeld des sexuellen Miß-
brauchs von Kindern. Auch
hierzu sind die Forschungen
dürftig. Registriert in der Krimi-
ninalstatistik werden jährlich
rund 2000 Fälle. Daß es sich
dabei um die „Spitze eines Eis-
bergs" handelt, wie in dem Ge-
waltgutachten vermutet wird, ist
weitverbreitete Meinung. Ober
die Dunkelziffer, die zwischen
20000 bis eine halbe Million
Kindesmißhandlungen pro Jahr
schwankt, gibt es nur Spekula-
tionen.

Ingrid Kellerniann-Klein von
„Kobra" in Stuttgart, einer
evangelischen Beratungsstelle
für sexuell mißbrauchte Mäd-
chen, spricht .von dem „bestgc-
hüteten Geheimnis". Opfer se-
xuellen Mißbrauchs sind nach
ihren Angaben in drei Vierteln
der Fälle Mädchen, und bei den
Tätern handelt es sich fast aus-
schließlich um Männer. „Die
Mehrzahl aller sexuellen Aus-
beutungen findet im Schoß der
Familie statt." Betroffen seien
vor allem die autoritätsgläubi-
gen, angepaßten und braven
Kinder. Denn gewarnt würden
Kinder nur vor „Fremden",
nicht vor Verwandten oder gar
dem Vater. Auch räumt sie mit
dem landläufigen Vorurteil auf,
wonach sexueller Mißbrauch
von Kindern ein Schichtenpro-
blem ist: „Sexueller Mißbrauch
kommt in allen Schichten vor, in
der Mittelschicht ist es leichter
zu verheimlichen." . . .

. . . Warum die Kirche bislang
das Problem der Gewalt in der
Familie „übersah", hängt nach
Meinung von Lisa Weidle vom

Diakonischen Werk auch damit
zusammen, daß die Kirche an
den Emanzipationsbestrebun-
gen der Frauen kaum beteiligt
war. Deutlicher urteilt Frau Hu-
rel: „Die Kirche hält ein nicht
mehr vorhandenes Familienbild
hoch." Ein Ergebnis der Tagung
steht für Walther Specht fest:
Die Diakonie muß sich verstärkt
diesem Problem stellen.

(Rainer Clos, in: epd)

Umfassender Empt'ehlungs-
katalog zur Verhinderung
von Gewalt

Bonn. Einen umfassenden
Empfehlungskatalog hat die
„Unabhängige Regierungskom-
mission zur Verhinderung und
Bekämpfung von.Gewalt" in ei-
nem in Bonn veröffentlichten
Gutachten zur Gewaltproble-
matik in der Bundesrepublik
vorgelegt. . Die Eindämmung
von Gewalt in Familie, Schule,
in Stadien, auf Straßen und Plät-
zen sowie von politisch motivier-
ter Gewalt erfordere Kurskor-
rekturen zu einem parteiüber-
greifenden kriminalpolitischen
Gemeinschaftsprogramm, er-
klärte Professor Hans-Dieter
Schwind, Vorsitzender der
Kommission. Leitgedanke da-
bei müsse der Vorgang von Hilfe
vor Strafe sein.

Ausdrucksformen der Gewalt
in der Familie sind nach Ansicht
der Kommission in erster Linie
Kindesmißhandlungen, deren
Dunkelziffer auf 20000 bis
500000 pro Jahr geschätzt wird,
sowie Mißhandlungen von
Frauen in einer Größenordnung
zwischen 100000 bis zu einer
Million Fälle jährlich. Um den
„Kreislauf der Gewalt" zu ver-
hindern, fordert die Kommis-
sion unter anderem ein Verbot
der körperlichen Züchtigung,
einen Straftatbestand gegen
Vergewaltigung und sexuelle
Nötigung in der Ehe, eine flä-
chendeckende Eltern beratung,
den Abbau von sozialen Streß-
faktoren sowie den Ausbau des
Opferschutzes. In diesem Zu-
sammenhang werden ein Melde-
recht für Ärzte, die Einrichtung
von Notrufen, der Ausbau von
Kinderschutzzentren und die
Unterstützung von Frauenhäu-
sern befürwortet.

Das Ausmaß der Gewalt in
Schulen läßt sich nach Angaben
der Kommission daran ablesen,
daß für die Schadensbeseitigung
jährlich mehr als 120 Millionen

Mark aufgewendet werden müs-
sen. Um den Schulvandalismus
einzudämmen, werden eine För-
derung der Identifikation mit
der Schule durch eine Stärkung
des „Wir-Gefühls" von Lehrern
und Schülern, die Verringerung
der leistungsbedingten Schul-
frustation, Ausweitung des
Sportunterrichts sowie Rückbe-
sinnung auf den Erziehungsauf-
trag der Schule empfohlen.

Die „Gewaltkommission"
war auf Beschluß der Bundesre-
gierung vom Dezember 1987
eingesetzt worden. Ihr gehören
36 Mitglieder an, überwiegend
Wissenschaftler und Praktiker.

(aus: epd)

Religionszugehörigkeit
in Europa

Nur jeder 5. der ca. 320 Mil-
lionen EG-Bürger (21,8%) ge-
hört einer protestantischen oder
anglikanischen Kirche an. Der
Anteil der Katholiken beträgt
62,3%. In Belgien (l % Prote-
stanten), Irland (3,7%), Italien
(0,8%), Luxemburg (1,1%),
Portugal (1,1%) und Spanien
(0,3 %) ist die Bevölkerung fast
vollständig katholisch und in
Frankreich (l ,5 % Protestan-
ten) zu rd. 80%. In Griechen-
land sind 98 % der Bevölkerung
in der orthodoxen Kirche. In
zwei Staaten gibt es ein leichtes
katholisches Übergewicht: in
den Niederlanden sind 40,4 %
katholisch und 36,6 % prote-
stantisch, in der Bundesrepublik
Deutschland beträgt das Ver-
hältnis 43,5 zu 42,5%. Nur in
zwei Mitgliedstaaten der EG
gibt es eine protestantische bzw.
protestantisch/anglikanische
Mehrheit: in Dänemark (98%)
und Großbritannien (57%).
Insgesamt - 35 Millionen EG-
Bürger (= 11,1%) machten
keine Angaben zu ihrer Reli-
gionszugehörigkeit oder zählten
sich zu Sekten und Splittergrup-
pen.

Allein in der Bundesrepublik
Deutschland, in Frankreich und
in Griechenland leben über 4
Millionen Moslems. Der Anteil
der Juden an der EG-Bevölke-
rung beträgt 0,4 %; die meisten
von ihnen, ca. 1,1 Millionen,
leben in Frankreich und Groß-
britannien. (Alle Zahlen nach
einer Meldung aus Brüssel/
Wetzlar im Jahre 1986.)
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Büchermarkt
Rolf Italiaander (Hrsg.): Be-
wußtseins-Wandel. Droste Ver-
lag GmbH, Düsseldorf 1989.
Aus dem Werk stellen wir den
einleitenden Teil des Beitrages
von Bundeskanzler Dr. Helmut
Kohl vor.

Helmut Kohl:
Bewahrung und Erneuerung.

Erfolg in der Politik setzt vor-
aus, daß der politisch Han-
delnde glaubwürdig ist. Der Po-
litiker muß dabei einen schwieri-
gen Balanceakt vollbringen: Er
weiß, daß er sich einerseits nicht
grundsätzlich gegen die Tenden-
zen der Zeit stemmen kann; an-
dererseits muß er sich jedoch
davor hüten, opportunistisch
dem Zeitgeist hinterherzulaufen
und jede Modetorheit mitzuma-
chen, die vordergründig Beifall
verspricht. Dazu ist jeder ver-
pflichtet, der in der Verantwor-
tung steht - und dies gilt zumal
für jene, die den Amtseid abge-
legt haben, Schaden von ihrem
Volk abzuwenden.

Wer Verantwortung für das
Ganze übernommen hat, muß
die Erfordernisse des Tages klar
beim Namen nennen und für
seine Lösungsvorschläge auch
offensiv werben. Vor allem darf
er nicht versäumen, auch auf
Probleme aufmerksam zu ma-
chen, die erst langfristig Wir-
kung entfalten und die sich in
der Gegenwart dem unmittelba-
ren Erlebnishorizont vieler Bür-
ger entziehen. Ich erinnere an
die großen, bevorstehenden
Umbrüche in der Weltwirt-
schaft, an das bedrückende Ge-
falle zwischen der nördlichen
und der südlichen Hemisphäre,
an die Sicherung eines grenz-
überschreitenden Umweltschut-
zes oder an die Veränderungen
in den Beziehungen zwischen
Staaten unterschiedlicher Ge-
sellschaftsordnung. Es ist aber
auch notwendig, dort auf Pro-
bleme hinzuweisen, wo andere
einfach wegschauen - ich erin-
nere an ein Thema wie den
Schutz des ungeborenen Le-
bens.

Im ungünstigsten - doch lei-
der seltenen - Fall kann die
Politik sich auf ein geschärftes
Problembewußtsein in der Öf-
fentlichkeit stützen. Meist aber
wird die Dringlichkeit nur weni-
ger Themen anerkannt; andere,
ebenso wichtige, bleiben in der

Diskussion unberücksichtigt.
Dies alles hat viel mit dem
Bewußtseinswandel zu tun, der
heute allgemein diagnostiziert
wird.

1989 feierte die Bundesrepu-
blik Deutschland ihren 40. Ge-
burtstag. Die Geschichte unse-
res Staates umfaßt eine Zeit-
spanne, in der eine neue Gene-
ration herangewachsen ist, die
nicht mehr Krieg und Diktatur
aus eigener Anschauung kennt.
Es ist eine Generation, die
nichts anderes kennt als Frie-
den, Freiheit und wirtschaftliche
Prosperität. Dies prägt das Be-
wußtsein - und die Reaktionen
auf diese Stabilität unserer Re-
publik fallen ganz unterschied-
lich aus.

Zunächst gab es den Hunger
nach neuen Ideen, nach Wandel
und Modernität. Ich selbst habe
dies sehr stark empfunden und
galt damals als „Rebell" in der
eigenen Partei. Ausdruck dieser
Zeittendenz ist die Politisierung
des öffentlichen Lebens in den
fünfziger und sechziger Jahren
mit ihren großen und leiden-
schaftlich geführten Debatten.
Doch auch hier gab es Überstei-
gerungen, deren Folgen heute
all jenen zu schaffen machen,
die in Staat und Gesellschaft
Verantwortung tragen:

Der Versuch - gerade auch
Mitte der sechziger Jahre -, alle
Lebensbereiche - und seien sie
noch so privat oder gar intim -
zu politisieren, sowie der dar-
auffolgende „Macher"-Geist,
der grenzenlose „Planarbeit",
„Effizienz", „Perfektion" und
„Systematik" auf seine Fahnen
schrieb, mußten zu Enttäu-
schungen führen. Das Scheitern
der theoretischen Gesellschafts-
entwürfe und der übertriebenen
Hoffnungen, die damit verbun-
den wurden, förderten die Ten-
denzen zum Abstandhalten von
allen öffentlichen Belangen.

Es folgte eine Renaissance
der Konzentration auf das Na-
heliegende, Überschaubare.
Problematisch daran ist zu-
nächst, daß dieser Pendelschlag
so heftig ausgefallen ist. Das hat
leider Tradition in der deut-
schen Geistesgeschichte. Der
Rückzug ins Private, den wir
gegenwärtig erleben, und die
Flucht in den materiellen Kon-
sum, die Teil sind des Bewußt-

seinswandels in unserer Repu-
blik, passen schlecht zur glo-
balen Verantwortung, die wir
tragen.

Auf Engagements der jüngeren
Bürger angewiesen

Denn die Folge ist, daß nach
den übertriebenen Hoffnungen
auf die optimale Reglementie-
rung aller Lebensbereiche Poli-
tik nunmehr als Abfolge „fauler
Kompromisse" abgetan wird.
Dies macht es für den Politiker
schwer, der Normalität zu ihrem
Recht zu verhelfen und die Ein-
sicht für die Dringlichkeit zu-
künftiger Aufgaben zu fördern -
wie auch um Verständnis dafür
zu werben, daß dieser Staat auf
das Engagement gerade auch
der jüngeren Bürger angewiesen
ist. Verallgemeinernde Kritik an
der Politik und mangelnde Be-
reitschaft, sich konkret für das
Gemeinwesen einzusetzen - das
paßt nicht zusammen.

Zum Bewußtseinswandel ge-
hört auch der rasche Themen-
wechsel, gekoppelt mit der zu-
nehmenden Neigung, nur we-
nige Themen wahr- und ernst zu
nehmen. Die verbreitete Satu-
riertheit in unserer Gesellschaft
und das „Null-Tarif-Denken"
geben den Aufgeregtheiten des
Tages einen Stellenwert, der
völlig unangemessen erscheint,
wenn man sie mit den drängen-
den Fragen vergleicht, die eines
Tages unseren Kindern und En-
keln auf den Nägeln brennen
werden. Auch hier tritt der Bc-
wußtscinswandel einer Genera-
tion zutage, die nach Sensation
und Neuheiten dürstet und ei-
gentlich schon alles gesehen hat.

Leider fördern die Medien
diese Tendenzen noch, indem
sie Politik als Nervenkitzel und
Massenunterhaltung präsentie-
ren, was ihr in keiner Weise
gerecht wird. Wenn die schrillen
Töne, die den Meinungsmarkt
schnell beherrschen, die Öffent-
lichkeit in der Bundesrepublik
Deutschland mehr und mehr in
Atem halten, wird es immer
schwieriger, Politik als fried-
lichen Ausgleich unterschiedli-
cher Interessen, als vorsichtiges
Austarieren der Gewichte zu be-
treiben. Dies fördert auch die
Lust am Extrem. Das sollte kei-.
nen Befürworter politischer
Vernunft gleichgültig lassen:
Mangel an „common sense"
führt zu Politikunfähigkeit.

Schon heute gibt es bedenk-
liche Tendenzen von „links" und
„rechts", die Gegenwart abzu-
werten zugunsten einer verklär-
ten Vergangenheit oder einer
verheißungsvollen Zukunft.
Auch hier führt gedankliche Be-
quemlichkeit - wenn man be-
denkt, mit welch schwammigem
Programm beispielsweise die ra-
dikale Rechte Wahlerfolgc er-
zielen kann - zur Auszehrung
der politischen Mitte. Die Bun-
desrepublik Deutschland kann
sich kein Erstarken der Befür-
worter von rechts- oder links-
radikalen Scheinalternativen
leisten, die den notwendigen
Kompromiß zugunsten ver-
meintlich eindeutiger Zukunfts-
entwürfe abwerten und sich als
„dritte Kraft" - ohne empirisch
umsetzbare Porgrammatik - zu
profilieren suchen . . . l] '

Robert Stupperieh: Otto Dibe-
lius, ein evangelischer Bischof
im Umbruch der Zeiten. Unter
Mitarbeit von Martin Stuppe-
rieh, etwa 704 Seiten mit etwa 24
Abb., Leinen, ISBN 3-525-
55414-1, Vandenhoeck & Ru-
precht, Göttingen.

Otto Dibelius spielte während
dreier entscheidender Epochen
unseres Jahrhunderts eine maß-
gebliche Rolle innerhalb der
evangelischen Kirche. Sein Ziel
war es, die Entwicklung der Kir-
che zur selbständigen und leben-
digen Volkskirche, aber auch
zur Versöhnungsmacht in v? '
zwischen den Völkern in G • ̂
zu bringen. Wichtige Impulse
erhielt er durch die frühe Begeg-
nung mit der Ökumene, vor al-
lem seit der Stockholmer Welt-
konferenz 1.925 und seiner Be-
gegnung mit Nathan Söder-
blom.

Schon diese Erfahrungen
führten Dibelius konsequent in
die Gegnerschaft zum National-
sozialismus, den er als Frucht
des modernen Säkularismus be-
trachtete. Es gelang ihm, eine
beeindruckende Tätigkeit für
die Bekennende Kirche mit
Weitblick für die kirchenpoli-
tischen Notwendigkeiten der
Nachkriegszeit zu verbinden.
Diese Befähigung prädestinierte
Dibelius für Spitzenämter in der
evangelischen Kirche der Nach-
kriegszeit: das Berliner Bi-
schofsamt und den Vorsitz des
Rates der EKD.
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Edwin H. Robertson: Dietrich
Bonhoeffer, Leben und Verkün-
digung. Etwa 320 Seiten, ISBN
3-525-55417-6, Vandenhoeck &
Ruprecht, Göttingen

Ein neuer Zugang zu Dietrich
Bonhoeffers Leben. Ausgespro-
chen neue und interessante Per-
spektiven ergeben sich aus der
Sicht des Verfassers, der als
Nicht-Deutscher frei von den
Verstrickungen dieser dunklen
Zeit der deutschen Gesschichte
zu klaren und oft auch überra-
schenden Urteilen kommt. Bon-
hoeffers Wirkung auf die Gene-
rationen nach dem Krieg reicht
weit über die Grenzen Deutsch-
lands hinaus.

Besonderes Augenmerk rich-
tet der ihm nahestehende Ver-
fr *•:$* auf seine Predigttätigkeit
,. /•! seine offentlichen Äußerun-
gen. Dies soll den Zugang zu
dem Menschen Bonhoeffer un-
mittelbarer als in der stärker
akademischen Beschäftigung
mit seinem Leben ermöglichen.

als ein zusammenhängendes
Ganzes hervor. Als besonders
wesentlich für seine lebenslange
theologische Entwicklung und
sein menschliches Selbstver-
ständnis erweisen sich seine
Schriften aus der Haft, seine
Briefe und Gedichte.

Lothar Gassmann: Frieden in
Gerechtigkeit durch Weltein-
heit? Basel '89 und der „konzi-
liare Prozeß", 96 Seiten, Verlag
der Liebenzeller Mission, Bad
Liebenzell 1989.

Die Europäische Ökumeni-
sche Versammlung, die als Mei-
lenstein des „konziliaren Pro-
zesses" im Mai 1989 in Basel
stattfand, ist Gegenstand dieser
Veröffentlichung von Lothar
Gassmann, der bekannt ist als
biblisch orientierter Theologe
und Beobachter moderner Zeit-
strömungen. Er bietet neben ei-
ner persönlichen Berichterstat-
tung eine kritische Analyse der
Vorträge und des Schlußdoku-

Gespräch über die „Kirche in der DDR"
mit Bundesminister a.D. Werner Dollinger

Verband Christlicher Lehrer und Lehrerinnen e. V.

Wochenendtagung
„Naturwissenschaft -

Glaube - Verantwortung"
25.-27. 5.1990

Heim Volksschule Rastede, Oldenburg
Anmeldung und Programm:

Verband Christlicher Lehrer und Lehrerinnen e.V.,
....Gerh.-Muntink-Straße 18, 2900 Oldenburg, Tel.: 0441/45600

So zeigt sich, daß Bonhoeffer
eine viel weitere Bedeutung als
nur für die Theologie und die
Geschichte der NS-Zeit hat: er
tritt dem Leser als wirklicher
Mensch entgegen, voller Zwei-
fel und Rätsel und doch auch
seines Weges und seiner Beru-
fung gewiß, ein Mensch, dessen
Leben und Denken eng mitein-
ander verflochten sind.

Seit seinen frühesten Lebens-
jahren hat ihn der Gedanke an
den Tod nicht losgelassen. Seine
Prägung durch die Jahre des
Ersten Weltkriegs, den Versail-
ler Vertrag, der Eindruck, den
die schwarzen Kirchen Ameri-
kas, das Aufkommen des Natio-
nalsozialismus und die Diskrimi-
nierung und Verfolgung der Ju-
den auf ihn gemacht haben,
seine Beteiligung am kirchlichen
Widerstand und an der Ver-
schwörung gegen Hitler treten

ments der Baseler Versamm-
lung. Die durch zahlreiche Zi-
tate gestützte Untersuchung
prüft nach, ob „Gerechtigkeit,
Frieden und Bewahrung der
Schöpfung" am Ende des „kon-
ziliaren Prozesses" stehen.

Ausgewogene Hinweise des
Verfassers auf eine Alternative
aus biblischer Sicht, Stellung-
nahmen des „Theologischen
Konvents der Konferenz Beken-
nender Gemeinschaften" und
des Schweizer Bundes der
„Freien Evangelischen Gemein-
den" zum „konziliaren Prozeß"
sowie ein wertvoller Beitrag von
Prof. Wilhelm Hahn, Kultusmi-
nister a.D., über „Hintergründe
und Folgen der Politischen
Theologie" runden dieses infor-
mative, aufrüttelnde und hilf rei-
che Buch ab.

Bonn. Die evangelischen Kir-
chen in der DDR, ohne deren
aktive Unterstützung die fried-
liche Revolution in der DDR
nicht zustande gekommen wäre,
haben noch große Aufgaben vor
sich. Davon ist Bundesminister
a. D. Werner Dollinger über-
zeugt. Der 71jährige CSU-Poli-
tiker, der dem Deutschen Bun-
destag seit 1.953 angehört, ist seit
vielen Jahrzehnten in der Kirche
aktiv. So ist der Volkswirt Mit-
glied der Synode der EKD und
der bayerischen Landeskirche.
Außerdem amtiert er als stell-
vertretender Bundesvorsitzen-
der des Evangelischen Arbeits-
kreises der Unionsparteien.
Zum Jahresende will sich Dol-
linger aus der aktiven Politik
zurückziehen, um noch mehr
Zeit für seine kirchlichen Ver-
pflichtungen zu haben. Über ak-
tuelle Fragen der Kirche in der
DDR sprach K. Rüdiger Durth
mit dem CSU-Politiker.

Durth: Um die DDR steht es
ja gegenwärtig nicht zum Be-
sten. Große Hoffnungen richten
sich auf die evangelische Kir-
che . . .

Dollinger:... zu Recht. Denn
die Kirche in der DDR hat durch
ihren Einsatz für die friedliche
Revolution ein ungewöhnliches
Ansehen gewonnen. Jetzt wird
es darauf ankommen, daß sich
diese Haltung auch ganz allge-
mein in der Gesellschaft der
DDR auswirkt.

Durth: Wie könnte das ge-
schehen?

Dollinger: In der DDR hat es
sich nur zu deutlich gezeigt, daß
ein Volk ohne Gott, daß eine
Staatsführung ohne Gott nicht
zum Segen für die Menschen ist.

Durth: Schaut man sich die
entstehende Parteienlandschaft
in der DDR an, dann hat überall
die evangelische Kirche irgend-
wie die Finger mit im Spiel. . .

Dollinger: . . . was aber nichts
daran ändert, daß sie sich bei
aller Verantwortung für das All-
gemeinwohl wieder zurückzie-
hen muß. Fortan sollen die Par-
teien das politische Leben in
einer demokratisch gewordenen
DDR bestimmen. Das wird
zwar einzelnen Pfarrern schwer-
fallen, aber ich bin überzeugt,
daß dies die Überzeugung aller
Kirchen ist. Denn die Kirche
muß für alle Menschen da sein.

Durth: Ist es vor diesem Hin-
tergrund gut, daß sich so viele
Pfarrer in den unterschiedlichen
Parteien engagieren, Führungs-
aufgaben übernehmen und wohl
auch am 18. März für das erste
frei gewählte Parlament kandi-
dieren werden?

Dollinger: Das muß man aus
der aktuellen Situation sehen
und verstehen. Die Pfarrer und
viele führende evangelische
Laien sind die einzigen, die ge-
genwärtig in der DDR politisch
nicht vorbelastet sind und des-
halb Vertrauen genießen. Und
da es nicht viele solcher Men-
schen in der DDR gibt, die
gleichzeitig auch Führungsauf-
gaben übernehmen können, tritt
man an die Pfarrer heran. Das
ist aber auch nicht gefährlich,

Durth: Und wann wäre es
gefährlich?

Dollinger: Wenn sich die
evangelische Kirche in der DDR
parteipolitisch engagieren
würde.

Durth: Muß in dieser ange-
spannten Situation die Kirche
über den Parteien stehen?

Dollinger: Unbedingt. Die
Kirche muß für alle da sein,
gerade auch jetzt. Und ihre seel-
sorgerische Tätigkeit kann be-
hindert werden, wenn sich ihre
Pfarrer gleichzeitig parteipoli-
tisch betätigen.

Durth: In der DDR gibt es die
Besorgnis, daß es nach dem
18. März zur großen Abrech-
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nung kommt mit den Menschen,
die der alten Regierung und der
SED angehört haben.

Dollinger: Diese Gefahr se-
hen viele und das Ergebnis wäre
schlimm. Die DDR braucht Ver-
söhnung und so wird es die Auf-
gabe der Kirche sein, die Ver-
söhnung unermüdlich zu predi-
gen und eine Teilung der Bevöl-
kerung zu verhindern.

Durth: Herr Dollinger, ge-
fragt ist gegenwärtig vor allem
praktische Hilfe - wohl auch für
die Christen und die Kirchenge-
meinden drüben.

Dollinger: Wichtig ist, daß wir
uns noch mehr als bislang gegen-
seitig besuchen und stärken.

Kirche sichtbar bleiben. Und
damit sie es bleibt, müssen ihre
Gebäude und Türme auch reno-
viert werden.

Durth: Und wie sieht es mit
der Volksmission aus?

Dollinger: Sie ist - im ganz
weiten Sinn verstanden - wohl
das Wichtigste überhaupt. Denn
auf dem Gebiet der DDR ist nun
schon seit 1933 gegen die Kirche
agitiert worden, hat man Wert
darauf gelegt, die Jugend nicht
mehr christlich zu erziehen,
setzt man das Elternhaus unter
Druck. Das alles bleibt nicht
ohne Wirkung. Deshalb müssen
die Kirchen eine Offensive für

Aus unserer Arbeit

14. „Bonner Theologisches Gespräch"

Kirche und Kultur
Brauchen wir einen neuen

Kulturprotestantismus?
Prof. Dr. Henning Schröer, Universität Bonn

Montag, 26. März 1990,19.00 Uhr
Konrad-Adenauer-Haus, Kleiner Saal, Bonn l

Das gilt für die einzelnen Chri-
sten, aber selbstverständlich
auch für die Gemeinden und
Kirchenkreise, die ja in der Ver-
gangenheit schon viele Partner-
schaften eingegangen sind.
Diese müssen jetzt noch ver-
stärkt werden.

Durth: Zahlreiche Kirchen
müssen für viel Geld renoviert
werden. Sollte man dies nicht
vorerst zurückstellen zugunsten
anderer Hilfen?

Dollinger: In den zurücklie-
genden zehn Jahren hat die
EKD etwa 500 Millionen DM
für die Kirchen in der DDR
aufgebracht. Das ist eine
Summe, auf die wir stolz sein
können - zumal in ihr all die
vielen Beträge der Landeskir-
chen und Gemeinden ja noch
nicht enthalten sind. Nun zu
Ihrer konkreten Frage: Man soll
das eine tun, ohne das andere zu
lassen. Die vielen vom Verfall
bedrohten Kirchen müssen re-
noviert werden. In erster Linie
für die Gemeinden selber. Aber
ist nicht die Kirche, der
Glockenturm in einer weithin
atheistischen Gesellschaft ein
wichtiges Zeichen für eine an-
dere wichtigere Welt, eine Infra-
gestellung der Gottlosigkeit un-
serer Tage? So gesehen muß die

den Glauben starten - in der
Schule, in der Jugendarbeit, in
der Gesellschaft. Dazu könnten
notfalls auch Pfarrer in die DDR
entsandt werden.

Durth: Wie beurteilen Sie die
Ost-CDU, zu der die westlichen
Unionsparteien teilweise noch
auf Distanz gehen?

Dollinger: Vor allem dürfen
wir nicht übersehen, daß die
DDR ganz überwiegend evan-
gelisch geprägt ist. Und wir
müssen aufpassen, daß sich in
der DDR nicht der Eindruck
festsetzt, die bundesdeutschen
Unionsparteien seien letztlich
nichts weiter als katholische Par-
teien. Wir müssen deshalb se-
hen, daß die Union in der DDR
viele evangelische Christen ge-
winnt, die aktiv in ihr mitarbei-
ten. Sonst ist die Gefahr groß,
daß eines Tages in einem wie-
dervereinigten Deutschland mit
einer mehrheitlich protestan-
tischen Bevölkerung die SPD als
die evangelische Partei gilt.

Durth: Wir danken für das
Gespräch.

(aus: idea)

Kircheneinsatz für Opposition
und Gewaltlosigkeit gewürdigt

Gunzenhausen. Die evangeli-
schen Kirchen in der DDR sol-
len nach Ansicht des mittelfrän-
kischen Evangelischen Arbeits-
kreises (EAK) der CSU mit dem
Friedensnobelpreis 1990 ausge-
zeichnet werden. In einem
Schreiben an Alfred Dregger,
den Vorsitzenden der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, bittet
der Bezirksverband die Unions-
fraktion, den evangelischen Kir-
chenbund der DDR für die Aus-
zeichnung vorzuschlagen.

Die Kirchen hätten durch
Friedensgebete und die Öffnung
ihrer Räume die Oppositions-
gruppen gegen „heftige Wider-
stände des Staates" unterstützt.
Auch sei der friedliche Verlauf
der Demonstrationen ihren ein-
dringlichen Mahnungen zur Ge-
waltlosigkeit zu verdanken.
Ausdrücklich erwähnt wird in
dem Brief, daß die Kirchen wäh-
rend des Umbruchs die „bisheri-
gen Machthaber vor Gewalt in
Schutz genommen" hätten.

(aus epd)

Leben in Ängsten -
Geschäfte mit Ängsten

Hannover. Unter der Leitung
Frau Katja Hädickes, Vor-
standsmitglied des EAK Hanno-
ver-Stadt, diskutierten über die-
ses Thema mit einem großen
Zuhörerkreis Dr. Pflüger, ehe-
mals Pressereferent des Bundes-
präsidenten, Pastor Biallas, Be-
auftragter der Hannoverschen
Landeskirche für Weltanschau-
ungsfragen, und Dr. med.
Strahl, Ratsherr der Landes-
hauptstadt Hannover.

Durch die modernen Massen-
kommunikationsmittel werden
die Ängste frei Haus geliefert
und dadurch vergrößert. Die
ganze Welt wird immer komple-
xer, undurchschaubarer und ist
nicht mehr zu verstehen. Dage-
gen haben alle alten Werte in
ihrer Bedeutung abgenommen,
wie z.B. das Leben in der Fami-
lie, in der Kirchengemeinde. An
die Stelle des Glaubens ist der
Titanismus getreten. Dadurch
werden viele Menschen mit ih-
rer Angst nicht mehr fertig. Ty-
pisch menschlich ist die Flucht

davor in falsche Welten (Dro-
gen, Alkohol, Sekten, Esoterik
usw.) oder in Problem Verweige-
rung und unangebrachten Opti-
mismus.

Aus vielerlei Gründen wer-
den Ängste geschürt und ver-
stärkt: Politiker schüren sie, um
Wahlstimmen zu bekommen,
Medien, um Auflagen oder Zu-
schauerzahlen zu erhöhen, Sek-
ten, um ihre Mitgliederzahlen zu
vergrößern und Macht über die
Menschen zu bekommen. Nicht
umsonst steht heute der Okkul-
tismus in voller Blüte. Darin
drückt sich ein lebensgefähr-
licher Verlust der Hoffnung ai'£

M
Seelsorge am Menschen
als Aufgabe

Pinneberg. „Kirchlicher
Dienst in der Arbeitswelt
(KDA) - wer kennt ihn und was
sind seine Aufgaben" war das
Thema einer Informationsver-
anstaltung des EAK, des Wirt-
schaftsrates der CDU und des
Arbeitskreises CDU -2000. Der
Leiter des KDA in der Nordeibi-
schen Kirche, Herr Pastor
Kirschstein, gab über diesen
Wirkungsbereich der Kirche ei-
nen umfassenden und beden-
kenswerten Einblick.

Der KDA versteht seine Ar-
beit als Seelsorge an Menschen,
die gerade in der Woche \
Gespräch nötig haben; vielf <.«/;'
durch unterschiedliche Arbeits-
belastungen. Diese seelsorger-
lichen Gespräche werden so-
wohl mit Arbeitnehmern als
auch mit Firmenchefs geführt,
oft mit beiden Seiten, vor allem
dann, wenn schwierige Ent-
scheidungen über Personalredu-
zierungen anstehen.

In heutiger Zeit findet Kirche
—so Pastor Kirschstein - nur am
Sonntag statt. Da aber die Men-
schen selbst sonntags immer we-
niger die Gottesdienste aufsu-
chen, muß die Kirche den Weg
zu den Menschen suchen. Nur so
ist es möglich, sich mit den viel-
fältigen Problemen in der Ar-
beitswelt kundigzumachen. Um
dem Seelsorgeauftrag gerecht zu
werden, plädierte Pastor Kirsch-
stein für leises Auftreten. Laute
Aktionen seien hier fehl am
Platze. Naturgemäß lasse sich
nicht vermeiden, daß der KDA
in seinem Wirken auch mit der
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Politik in Berührung komme.
Die Tätigkeit des KDA zwinge
zur Einmischung, wenn man
helfen wolle.

Ein Problem, mit dem auch
der KDA zu ringen habe, sei die
Rationalisierung in der Kirche.
Er müsse sehr aufpassen, daß
ihm die vorhandenen Stellen-
pläne nicht gestrichen werden.
Die Arbeit könne der KDA nur
aufrecht erhalten, wenn ihm
ausreichend Personal zur Ver-
fügung stehe.

Der EAK im CDU-Kreisver-
band Pinneberg hält derartige
Informationsgespräche mit
kirchlichen Organisationen für
nützlich und hilfreich. Sie sollen
in regelmäßigen Abständen
fr~ 'gesetztwerden.

Konziliarer Prozeß
im Blickpunkt

Königswinter. Im Mittel-
punkt der diesjährigen Tagung
des Arbeitskreises Theologie
stand der „Konziliare Prozeß
für Frieden, Gerechtigkeit und
Bewahrung der Schöpfung".
Unter diesem Stichwort laufen
zur Zeit auf allen Ebenen der
Kirche Veranstaltungen, Ver-
sammlungen und -Aktionen.
Vorläufiger Höhepunkt wird die
Weltversammlung in Seoul im
März sein, zu der der Ökumeni-
sche Rat der Kirchen aufgerufen
hat. Anlaß genug für den Ar-
b ''skreis Theologie im EAK,
t • seiner Tagung über den
Stand des „konziliaren Prozes-
ses" zu informieren und ihn kri-
tisch zu beleuchten.

Dr. Wolfgang Böhme führte
aus einer pointiert kritischen
Sicht in das Thema ein. Er wies
auf die verschiedenen Anstöße
zum „Konziliaren" auf der letz-
ten Vollversammlung des ÖRK
in Vancouver 1983 und auf dem
Düsseldorfer Kirchentag 1985
hin, um auf die unterschied-
lichen Beweggründe aufmerk-
sam zu machen: das Friedens-
engagement der evangelischen
Christen in beiden Teilen
Deutschlands das Umweltenga-
gement der Öko-Gruppen und
der Nord-Süd-Konflikt, der von
den jungen Kirchen in der 3.
Welt thematisiert wird. Alle drei
Strömungen spiegeln sich in den
Stichworten „Frieden", „Ge-
rechtigkeit" und „Bewahrung
der Schöpfung" wieder. Dr.
Böhme arbeitete anhand der

Schlußdokumente der bisheri-
gen Treffen zum „Konziliaren
Prozeß" in Stuttgart und Basel
sowie anhand des 1. Entwurfes
für das Schlußdokument der
Weltversammlung in Seoul die
grundsätzlichen theologischen
und ethischen Probleme des
„Konziliaren Prozesses" heraus:

- die Spannung zwischen einer
an biblischen Normen orien-
tierten Gesinnungsethik und
einer die Folgen des Handelns
mitberücksichtigenden Ver-
antwortungsethik ;

- das ungeklärte Verständnis
des Reiches Gottes (inner-
weltlich oder zukünftig-escha-
tologisch zu verwirklichen?);

- Pazifismus und Bewertung
der Abschreckung seien wei-
terhin strittig.

- Die Weltwirtschaft sei keine
Bekenntnisfrage. Folglich
können die Kirche keine be-
stimmte Wirtschaftsordnung
empfehlen, sondern nur für
die Abstellung von Mängeln
eintreten.

- Die moderne Technik werde
ebenfalls in den Kirchen un-
terschiedlich bewertet. Es
gehe dabei um die Frage: Gibt
es eine Alternative zur Tech-
nik oder alternative Möglich-
keiten der Technik?
Prof. Honecker sah den

„Konziliaren Prozeß" nicht von
vornherein negativ. Er mahnte

FORUM

EVANGELISCHE KIRCHE UND MENSCHENRECHTE IN ÖSTERREICH

Mittwoch, 21. März 1990,19°° Uhr
Albert-Schweitzer-Haus, Wien 9,

Schwarzspanierstraße 13, Großer Saal

Auf dem Podium:
Dr. Emmerich Fritz, Kirchenkanzler der Evangelischen Kirche A.B.

Oberkirchenrat Pfarrer Mag. Balazs Nemeth, Evangelische Kirche H. B.

Landtagsabgeordnete Karin Landauer, FPÖ
geschäftsführender Gemeinderat Siegfried Legat, SPÖ

Landtagsabgeordneter Mag. Robert Kauer, ÖVP

Gesprächsleitung: Dr. Reinhold Christian

- der Begriff „Ganzheit": Kann
die Kirche die Gebrochenheit
der Welt und der Natur hei-
len?

Dr. Böhme warnte vor dem
theologischen Kurzschluß, aus
dem einen Willen Gottes die
eine Handlungsanweisung für
den Christen zu folgern. Dem-
gegenüber plädierte Dr. Böhme
für eine „fromme Rationalität",
die es ermögliche, unter Chri-
sten unterschiedliche politische
Auffassungen zu vertreten.

Prof. Dr. Martin Honecker
stellte die Grundprobleme des
„Konziliaren Prozesses" aus der
Sicht der wissenschaftlichen So-
zialethik dar. Er verwies dabei
auf die Schwierigkeit einer ein-
heitlichen Bewertung der Tref-
fen in Dresden, Stuttgart, Basel
und Seoul.

Die bislang ungeklärten Fra-
gen führte er anhand der The-
men „Frieden", „Gerechtig-
keit" und „Bewahrung der
Schöpfung" auf:

vielmehr die Klärung dieser Pro-
blemkreise an. Dies sei nötig,
um einen neuen, „linken Funda-
mentalismus" im Verhältnis von
Glaube und Politik zu vermei-
den. Denn vom Glauben her
betrachtet, unterstrich Prof.
Honecker, sei Politik keine
Heilsveranstaltung: es gehe hier
nicht um Bekenntnisse, sondern
um vernünftige Argumente und
Kompromisse!

Jakob Aigner von „lustitia et
Fax" stellte die katholische Posi-
tion zum „Konziliaren Prozeß"
dar. Er betonte, daß die Absage
der Römisch-Katholischen Kir-
che für die Weltversammlung in
Seoul keine Absage an den
„Konziliaren Prozeß" schlecht-
hin bedeute. Im Gegenteil: Ob-
wohl der Begriff neu sei, sei das
Anliegen dahinter uralt. Denn
im „Konziliaren Prozeß" gehe es
schlicht darum, daß sich der
Mensch in seinem Hochmut
nicht über Schöpfung und Mit-
mensch erheben soll. Heute

werde dies durch die ungerechte
Güterverteilung zwischen den
Industrieländern und der 3. Welt
akut. Vor diesem Hintergrund
erscheine ein Umdenken bei
den Menschen in den Industrie-
ländern als unausweichlich. Die
Kirchen seien, so Aigner, gefor-
dert, weil Politiker und Gewerk-
schaften die damit verbundenen
unpopulären Maßnahmen mit
Rücksicht auf ihre Wähler und
Mitglieder nicht durchsetzen
können.

Zum Abschluß der Tagung
stellte Pfarrer Dr. J. Baumgar-
ten seine Eindrücke aus der
Sicht eines im „konziliaren Pro-
zeß" engagierten evangelischen
Theologen dar. Er verwies auf
den ökumenischen Kontext des
„Konziliaren Prozesses" hin.
Während in Fragen der Trauung
und des Abendmahles die Öku-
mene in die Sackgasse geraten
sei, werde sie durch den „Konzi-
liaren Prozeß" weitergebracht.
In Fragen des Friedens, der Ge-
rechtigkeit und der Bewahrung
der Schöpfung sei, so Dr. Baum-
garten, eine Konvergenz der Po-
sitionen evangelischer und ka-
tholischer Christen zu beobach-
ten, wie sonst auf keinem ande-
ren Feld der Ökumene. Er sah
auch eine breite Übereinstim-
mung aller Beteiligten in der
theologischen Grundlegung, im
Schuldbekenntnis der Kirchen
und bei den Folgerungen.

Er verwies insbesondere auf
das Schlußdokument von Basel,
an dem auch die Katholische
Kirche mitgearbeitet hat: das
bisherige Versagen der Chri-
stenheit in Hinblick auf Krieg
und Ungerechtigkeit in der Welt
werde eingestanden und gleich-
zeitig der Weg eines engagierten
christlichen Beitrages zu den
brennenden Fragen unserer Zeit
geebnet. Uneinigkeit bestehe,
so Dr. Baumgarten, vor allem
hinsichtlich der konkreten
Schritte zu einer neuen, gerech-
ten Weltwirtschaftsordnung und
zu einem neuen Sicherheitskon-
zept.

Am Ende des Seminars wur-
den die Konturen des „Konzilia-
ren Prozesses" für alle Teilneh-
mer schärfer. Chancen und Pro-
bleme konnten klar umrissen
werden. Für die Weiterarbeit
und das weitere Nachdenken im
EAK und in den Gemeinden bot
die Tagung zahlreiche Anstöße.

Thomas Berke
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